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Robert K. Furtak

Internationale Dependenzverhältnisse in West und Ost

Funktionen und Wirkungen der Monroe-Doktrin und Breschnjew-Doktrin

I. Vorbemerkung

Das internationale Staatensystem präsentiert 
sich als ein durch Interaktionen strukturiertes 
System: Interaktionen, die entlang einer Nord- 
Süd-Achse und einer Ost-West-Achse verlau-
fen. Die Friedensforschung begreift dieses In-
leraktionssystem als ein solches von Uber- 
and Unterordnungsverhältnissen — von Ab- 
hängigkeitsbeziehungen, deren Ursache Un-
gleichheit und deren Folgen Unterentwicklung 
und Unterdrückung, Spannungen und Konflikte 
sind, deren Merkmal die Gewalt in mannigfal-
tigen Formen und unter

1
schiedlichen Intensi- 

tätsgtadenist ).

Studiert man die literarische Produktion des 
als „kritisch" sich verstehenden Zweigs der 
Friedensforschung und die Literatur zur De-
pendenzproblematik, so fällt auf, daß unter 
dem Aspekt der Abhängigkeit vornehmlich 
die Beziehungen zwischen entwickelten kapi-
talistischen Ländern und Ländern der „Dritten 
Welt“ thematisiert und als asymmetrisch be-
schrieben2), diejenigen zwischen entwickel-
ten kapitalistischen und entwickelten sozia-
listischen Ländern auf dieselben strukturellen 

3) Vgl. Klaus Jürgen Gantzel, Zu herrschaftssozio- 
logischen Problembereichen von Abhängigkeitsbe-
ziehungen in der gegenwärtigen Weltgesellschaft, 
in: D. Senghaas (Hrsg.), Imperialismus ..., a. a. O., 
S. 105—120; 105, 117 f.
4) Senghaas, a. a. O., S. 15; Gantzel, a. a. O., 
S. 119 f.
5) So z. B. Senghaas, a. a. O., S. 9f., 11 f.; Johan 
Galtung, Eine strukturelle Theorie des Imperialis-
mus, in: Senghaas (Hrsg.), Imperialismus ..., 
a. a. O., S. 29—104, 55 f., Anm. 12; Pierre Jalee, 
Das neueste Stadium des Imperialismus, München 
1971, S. 146 ff. Differenziert neuerdings Dieter 
Senghaas, Konfliktformationen in der gegenwärti-
gen internationalen Gesellschaft, in: Aus Politik 
und Zeitgeschichte, B 49/73, 8. 12. 1973, S. 3—24, 
17 f.

1) Vgl. u. a Dieter Senghaas, Editorisches Vor-
wort, in: ders. (Hrsg.), Imperialismus und struk-
turelle Gewalt. Analysen über abhängige Repro-
duktion, Frankfurt/M. 1972, S. 7—25. Zu einer 
Typologie der Gewalt vgl. Johan Galtung, Gewalt, 
Frieden, Friedensforschung, in: Dieter Senghaas 
(Hrsg.), Kritische Friedensforschung, Frankfurt/M. 
19722, S. 55—104, 59 ff.
2) Die Literatur hierüber ist Legion — vgl. die 
umfassende Bibliographie bei Senghaas (Hrsg.), Im-
perialismus .... a. a. O„ S. 379 ff. Unter den zahl-
reichen Untersuchungen zur Dependenz, insbeson-
dere in dem hier interessierenden Verhältnis USA- 
Lateinamerika, seien hervorgehoben: Theotonio 
dos Santos, Dependencia y Cambio Social, Sant-
iago de Chile 1970; Helio Jaguaribe, et al., La 

ependencia Politico-Econömica de America La- 
tna, Mexico (D. F.) 1969; Claudio Veliz (ed.), 
Tstacles t0 Change in Latin America, London 
“ Vgl. auch den von Wolf Grabendorff heraus-

gegebenen Reader: Lateinamerika. Kontinent in der 
«ise, Hamburg 1973, insbes. S. 206—399.

Variablen zurückgeführt3) und die Beziehun-
gen zwischen den sozialistischen Ländern so 
gut wie überhaupt nicht untersucht werden. 
Soweit Überlegungen über Ungleichheit und 
Abhängigkeit in den Beziehungen zwischen so-
zialistischen Ländern angestellt werden4), 
werden diese häufig mit dem Hinweis darauf, 
daß auch die sozialistischen Staaten letztlich 
Opfer kapitalistischer Penetration seien und 
somit zusammen mit den Staaten der „Dritten 
Welt" in dem gleichen Boot säßen, schnell

wieder verdrängt5). Das liegt primär nicht am 
Mangel an Daten, sondern am Forschungsan-
satz, der internationale Herrschaftsverhältnis-
se monokausal auf den Klassendualismus zu 
reduzieren geneigt ist und die Kategorie der 
Ausbeutung zu deren bestimmenden Merkmal 
erhebt.



Einer solchen tendenziell einseitigen Sicht-
weise ist zugute zu halten, daß asymmetrische 
Beziehungen zwischen sozialistischen Akteu-
ren im wirtschaftlichen Bereich in der Tat nur 
schwer festste 6llbar sind ), allerdings auch 
entgegenzuhalten, daß in der Regel nicht wei-
ter reflektiert wird, wie sehr im „sozialisti-
schen Lager" Herrschaftsverhältnisse — nach 
Abschaffung privater Verfügungsmacht über 
Produktionsmittel — intranational bedingt 
sind durch die im Prinzip bürokratisch-zentra-
listische Bestimmung über die Produktion und 
Distribution von Gütern und Werten (mit 
Ausnahme von Jugoslawien), oder — wie in 
der Sowjetunion — durch die dominante Stel-
lung der Russischen Föderativen Sowjetrepu-
blik gegenüber den nichtrussischen Sowjetre-
publiken, und international durch den Füh-
rungsanspruch der der gesellschaftlichen 
Ordnung der Sowjetunion verpflichtenden 
Modellcharakter beimessenden KPdSU.
Eine Friedensforschung, die die Bedingungen 
des Friedens universell untersuchen und rea-
litätsbezogen sein will, muß auch die die In-
teraktionsmuster sozialistischer Länder be-
stimmenden spezifischen Variablen berück-
sichtigen und die Erringung und Gewährlei-
stung von Frieden nicht im wesentlichen an 
die Herstellung einer klassenlosen Gesell-
schaft durch Beseitigung kapitalistischer Pro-
duktionsverhältnisse knüpfen, in der als „rea-
le Utopie" ausgegebenen Erwartung, dadurch 
internationalen Konflikten den Nährboden zu 
entziehen und so einen auch „positiven" Frie-
den gewährleisten zu können 7).

6) Vgl. Werner Meissner, Peter Farkas, Preisdis- 
kriminierung innerhalb des RgW?, in: Jahrbuch 
der Wirtschaft Osteuropas, 4 (1973), S. 295—318, 
ferner — für das Verhältnis Sowjetunion-DDR — 
das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung Ber-
lin (Hrsg.), DDR-Wirtschaft. Eine Bestandsaufnahme, 
Frankfurt M. 1971, S. 226. Es gibt aber auch Bei-
spiele dafür, daß die Sowjetunion vor wirtschaft- 
lichem Druck gegenüber sozialistischen Staaten 
nicht zurückschreckt, wirtschaftliche Vergünstigun-
gen an politisch-ideologisches Wohlverhalten kop-
pelt— vgl. Robert Owen Freedman, Economic War- 
tare in the Communist Bloc. A Study of Soviet Eco-
nomic Pressure against Yugoslavia, Albania, and 
Communist China New York u a. 1970; Leon 
Goure, Julian Weinkle, Cuba s New Dependency, 
in: Problems of Communism, 1972, 2, S. 68—79.
7) So argumentierend u a. Ekkehart Krippendorff, 
Das internationale System zwischen Stabilisierung 
und Klassenkampf, in: ders. (Hrsg.), Probleme der 
internationalen Beziehungen, Frankfurt M. 1972, 
S. 9—33; vgl. insbesondere Walter Möller, Fritz 
Vilmar, Sozialistische Friedenspolitik für Europa. 
Kein Frieden ohne Gesellschaftsreform in West 
und Ost, Reinbek 1972. Zur Kritik dieser teleologi-
schen Denkweise vgl. Heinrich End, Utopische Ele-

mente in der Friedensforschung. Selbstverständnis 
und Kritik neuerer politikwissenschaftlicher An 
Sätze, in: Zeitschrift für Politik, N. F. 20 (1973), 2 
S. 109—119.
8) Zur Entstehung und Reevalulerung dieses ana-
lytischen Konzepts vgl. CEPAL, Estudio econömic° 
de America Latina, 1949, Naciones Unidas, Ne» 
York 1951, und Anibal Pinto, Jan Knakal. El sist 
ma centro-periferia veinte anos despues, in: Re 
vista de la Integracion, 1972, 10, S. 5-—83. Es lieg 
insbesondere auch der Studie von Galtung, a.a.0 
(Anm. 5), zugrunde.

Um zu verdeutlichen, daß konfliktträchtiqe 
Dependenzbeziehungen nicht Ausfluß eines 
spezifisch kapitalistischen Verhaltens sind 
daß Abhängigkeit in den Interaktionen zwi-
schen sozialistischen Staaten ebenso anzutref-
fen ist wie zwischen entwickelten kapitalisti-
schen Staaten und Ländern der „Dritten 
Welt", werden im folgenden Funktionen und 
Wirkungen der Monroe-Doktrin und der 
Breschnjew-Doktrin untersucht. Sie zeigen - 
gestützt auf eine Bündnis- und aktualisiert 
durch eine Interventionspolitik — paradigma-
tisch, wie die staatlichen Interaktionen in 
ihrem jeweiligen Geltungsbereich, zwischen 
den USA und Lateinamerika einerseits, der 
Sowjetunion und Osteuropa andererseits, vom 
Element der Ungleichheit und Abhängigkeit 
geprägt sind. Diese Abhängigkeit wird sowohl 
an Hand der diese Doktrinen konstituierenden 
Erklärungen wie auch am Beispiel zweier An-
wendungsfälle, der Intervention der USA in 
der Dominikanischen Republik (1965) und der 
sowjetischen Intervention in der Tschechoslo-
wakei (1968), vergleichend herausgearbeitet.

Bei der Analyse der beiden Doktrinen wird 
das in der Dependenz-Literatur entwickelte 
Zentrum-Peripherie-Konzept verwendet8). Es 
gründet auf der Beobachtung, daß im Zuge 
der internationalen Arbeitsteilung die einen 
Länder Rohstoffe, Absatzmärkte und unge-
lernte Arbeitskräfte, die anderen Fertigwaren, 
insbesondere Investitionsgüter, Kapital und 
technischen know how bieten. Dieses durch 
die ungleiche Verteilung technischen Fort-
schritts bedingte asymmetrische Austausch- 
verhältnis perpetuiert die einseitige Überle-
genheit u. a. mit der Folge, daß die entwickel-
ten Industrieländer die terms-of-trade in der 
Regel zu ihren Gunsten zu bestimmen vermö-
gen. Das Zentrum-Peripherie-Konzept be-
schreibt also die Tatsache, daß bei den wirt-
schaftlichen Austauschbeziehungen die eine 
Seite in Gestalt von Surplus) z. B. durch die 
Unterbezahlung von Rohstoffen, Gewinntrans-
fer, Kapitalflucht, „brain-drain’ und durch den 
einseitigen Genuß von spin-off-Effekten (wor 



unter Wirkungen in der Infrastruktur, im Bil- 
dungs- und Forschungswesen zu verstehen 
sind) systematisch bevorzugt, die andere Sei-
te aber systemati 9sch benachteiligt wird ).

Geht man indessen davon aus, daß das Zen- 
trum-Peripherie-Konzept asymmetrische Be-
ziehungen zwischen Staaten generell erfassen 
will, so ist es nicht nur dann anwendbar, 
wenn ein Dominanz-Dependenz-Verhältnis auf 
ökonomischen und wissenschaftlich-technolo-
gischen Disparitäten beruht 10 ), sondern auch 
dann, wenn es auf solchen politischer, militä-
rischer und kulturell-ideologischer Art grün-
det“)- Obwohl alle diese Disparitäten in der 
Regel ineinander verwoben sind und nicht 
verkannt wird, daß beide Doktrinen in einem 
instrumentalen Bezug zur Wahrung auch 
wirtschaftlicher Interessen der zwei Zentren 
stehen, wird in Anbetracht der anders gearte-
ten Austauschbeziehungen bzw. Verrech-
nungsmodi innerhalb des „sozialistischen La-
gers' und der dadurch schwierigen Ver-
gleichbarkeit 12 ) auf die drei letzten Aspekte 
des Zentrum-Peripherie-Konzepts abgeho-
ben.

Was also bei der vergleichenden Analyse der 
Doktrinen hier interessieren soll, ist nicht 
eine Abhängigkeit, die sich etwa im jeweils 
einseitigen Angebot von Rohstoffen und Inve-
stitionsgütern ausdrückt — wobei im Verhält-
nis USA-Lateinamerika und Sowjetunion- 
Osteuropa weitgehend vertauschte Rollen 
festzustellen wären —, sondern darin, daß von 
den Zentren Entscheidungen und Vorbilder 
gesetzt werden, die Peripherien hingegen Ge-
horsam, Nachahmung und Anpassung bie-

ten 13 ). Dieses asymmetrische Verhältnis 
zeigt sich in der Chance der einen Staaten, 
über die politische und sozioökonomische 
Ordnung sowie das Wertesystem von'Staaten, 
die über Entscheidungsmacht begründende Res-
sourcen nicht verfügen, zu befinden. Depen-
denzverhältnisse lassen sich deshalb feststel-
len aufgrund beobachtbarer Handlungen von 
Staaten, mit denen diese gegen den Willen 
anderer Staaten ein, bestimmtes Verhalten er-
zwingen bzw. aufgrund beobachtbarer Hand-
lungen von Staaten, die einen Gehorsam ge-
genüber anderen Staaten zum Ausdruck brin-
gen.

Weitere Merkmale einer Zentrum-Peripherie- 
Konstellation bestehen darin, daß sich die Be-
ziehungen zwischen peripheren Staaten ent-
weder über die Zentren abwickeln oder aber 
zumindest Reaktionen der Zentren in den Be-
ziehungen innerhalb der Peripherie in der Re-
gel antizipierend berücksichtigt werden, fer-
ner darin, daß Maßnahmen und Verhaltens-
weisen von Eliten in peripheren Staaten weit-
gehend an den Interessen, Bedürfnissen und 
Wünschen der Eliten in den Zentren ausge-
richtet sind 14). Im äußersten Fall kann ein 
Dominanz-Dependenz-Verhältnis seitens der 
Zentren durch die Anwendung bzw. Drohung 
mit der Anwendung direkter Gewalt, z. B. in 
Gestalt einer bewaffneten Intervention, de-
monstriert werden.

Das Zentrum der Monroe-Doktrin ist die USA, 
ihre Peripherie die mit ihr in der Organisa-
tion amerikanischer Staaten (OAS) zusam-
mengeschlossenen Staaten Lateinamerikas; 
Zentrum der Breschnjew-Doktrin ist die So-
wjetunion, ihre Peripherie der Intention nach 
alle vierzehn, von kommunistischen Parteien 
regierten Staaten, der praktischen Auswir-
kung nach allerdings nur die sozialistischen 
Staaten Ost- und Südeuropas, soweit sie im 
Warschauer Pakt und im Rat für gegenseitige 
Wirtschaftshilfe zusammengeschlossen sind 
— also nicht Jugoslawien und Albanien. *

9) Vgl. Galtung, a. a. O. (Anm. 5), sowie James 
OConnor, Die Bedeutung des ökonomischen Im-
perialismus, in: Senghaas (Hrsg.), Imperialismus .. ., 
a a.O„ S. 123—186.

10)I Vgl. z B. Theotonio dos Santos, Uber die Struk- 
turder Abhängigkeit, in Senghaas (Hrsg.), Imperia- 
lismus ..., a. a. O„ S. 243—257.

11)I Vgl. Galtung, a. a. O. (Anm. 5) S. 55 ff., der die 
aus diesen Disparitäten sich ergebenden Abhängig-
keiten als verschiedene Typen von Imperialismus 
begreift. Im Hinblick auf das Verhältnis der Sowjet-
union zu den anderen sozialistischen Staaten 
konnte man in Anlehnung an Galtung von einem 
ideologischen Imperialismus' sprechen.

12) Vgl. Franz-Joachim Pascaly, Internationale Ar- 
beitsteilung in EWG und COMECON, München

13) Galtung, a. a. O. (Anm. 5), S. 57 und 60.
14) Ebenda, S. 69; vgl. auch Frieder Schlupp et al.,
Zur Theorie und Ideologie internationaler Interde-
pendenz in: Klaus Jürgen Gantzel (Hrsg.), Interna-
tionale Beziehungen als System, in: Politische Vier-
teljahresschrift, Sonderheft 5 1973, Opladen 1973,
S. 245—307, 251 f.



II. Die Monroe-Doktrin und die Intervention der USA in der 
Dominikanischen Republik

Am 2. Dezember 1823 verkündete der Präsi-
dent der USA, Monroe, in seiner Jahresbot-
schaft an den Kongreß eine Reihe von Prinzi-
pien, die den Kern der nach ihm benannten 
Doktrin konstituieren und im wesentlichen 
folgendes besagen: Erstens, daß das politische 
System Amerikas grundverschieden von dem-
jenigen der europäischen Mächte sei; zwei-
tens, daß die USA in jedwedem Versuch, je-
nes System auf irgendeinen Teil der westli-
chen Hemisphäre auszudehnen, eine Gefahr 
für ihre Sicherheit sehen würden; drittens, 
daß sie jeden Versuch der ehemaligen euro-
päischen Mutterländer, über das Schicksal 
der gerade unabhängig gewordenen Gebiete 
Lateinamerikas zu bestimmen, als einen un-
freundlichen Akt empfinden würden 15 ). In 
der Folgezeit ist auf der Grundlage dieser 
Prinzipien ein ganzes Bündel außenpolitischer 
Maximen entwickelt worden, deren Auffäche-
rung nicht Gegenstand dieser Studie ist. Eine 
Skizzierung vor allem des Wechsels der Stoß-
richtung und Dimension di

16
eser Leitsätze mag 

hier genügen ).
Dem Verzicht auf jegliche Einmischung in in-
nereuropäische Angelegenheiten korrespon-
dierend, war die Monroe-Doktrin konzipiert 
worden, um die in der Heiligen Allianz zu-
sammengeschlossenen europäischen Mächte 
von Versuchen abzuhalten, ihr politisches Sy-
stem — die Monarchie — in der westlichen 
Hemisphäre zu etablieren bzw. die von einem 
Teil Lateinamerikas errungene Unabhängig-
keit von Spanien und Portugal rückgängig zu 
machen. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts bis 
in die zwanziger Jahre dieses Jahrhunderts 
wurde sie zu einer Rechtfertigungsideologie 

für imperialistische Ansprüche und Aktionen 
der USA vor allem in Mittelamerika und in der 
Karibik (Kuba, Dominikanische Republik, Ni-
karagua, Haiti) uminterpretiert. Während des 
Zweiten Weltkriegs wurde die ursprüngliche 
Schutzfunktion der Monroe-Doktrin gegen die 
Ausbreitung faschistischen Ideenguts und 
nach 1945 gegen ein übergreifen des Sozialis. 
mus/Kommunismus auf die beiden Amerika 
gewendet und zur Begründung eines regiona-
len Interventionsrechts herangezogen175).

15) Text der die Monroe-Doktrin im Kern konstitu-
ierenden Passagen der Botschaft bei Dexter Perkins,
A History of the Monroe Doctrine (Neuausgabe
von Hands off: A History of the Monroe Doctrine), 
London 1960, S. 394 ff.
16) Ausführlich Perkins, a. a. O. (Anm. 15). Monroes 
Kongreßbotschaft und Monroe-Doktrin sind nicht 
identisch, vielmehr war und ist die Monroe-Dok-
trin jeweils das, „was die Vereinigten Staaten zu 
einem jeweils gegebenen Zeitpunkt aus ihr ma-
chen" — so Knud Krakau, Die kubanische Revolu-
tion und die Monroe-Doktrin. Eine Herausforde-
rung der Außenpolitik der Vereinigten Staaten, 
Frankfurt/M.—Berlin 1968, S. 2. Zu den zahlreichen 
„Korollarien" der Monroe-Doktrin vgl. insbes. auch 
Norman A. Bailey, Latin America in World Politics, 
New York 1967, S. 183 f. Von einer „linken“ latein-
amerikanischen Warte aus: Alonso Aguilar, Pan- 
Americanism from Monroe to the Present. A View 
from the Other Side, New York—London 1968.

Ihre antikommunistische Abwehrfunktion 
wurde in dem am 2. September 1947 auf der 
„Interamerikanischen Verteidigungskonfe-
renz" in Rio de Janeiro geschlossenen Bei-
standspakt sichtbar, in dem die amerikani-
schen Staaten übereinkamen, jeden bewaffne-
ten Angriff einer extrakontinentalen Macht — 
womit in Anbetracht der internationalen Kon-
stellation nur die Sowjetunion gemeint sein 
konnte — automatisch, und einen sonstigen 
Angriff — z. B. eine kommunistische Subver-
sion — nach vorheriger Konsultation und 
nach Feststellung der Notwendigkeit eines 
gemeinsamen Vorgehens kollektiv abzuweh-
ren 18 ). Die Verpflichtung zum gegenseitigen 
kollektiven Beistand wurde im darauffolgen-
den Jahr (1948) auf der IX. Interamerikani-
schen Konferenz von Bogota in die dort unter-
zeichnete „Charta der Organisation Amerika-
nischer Staaten" aufgenommen, deren Art. 25 
bestimmt: „Wenn die Unverletzlichkeit oder 
Unversehrtheit des Territoriums oder die Sou-
veränität oder politische Unabhängigkeit ei-
nes amerikanischen Staates durch bewaffne-
ten Angriff oder eine Angriffshandlung, die 
kein bewaffneter Angriff ist, oder durch einen 
außerkontinentalen Konflikt. . . bedroht wird, 
so sollen die amerikanischen Staaten im Ein-
klang mit den Grundsätzen kontinentaler So-
lidarität oder kollektiver Selbstverteidigung 
die Maßnahmen und Verfahren anwenden, die 
für diesen Fall in besonderen Verträgen fest-

17) Näheres zu dieser Entwicklung bei Jerome 
Slater, The OAS and United States Foreign Policy, 
Columbus (Ohio) 1967; Gordon Connell-Smith, The 
Inter-American System, London u. a. 1966; Jürgen 
von Prellwitz, Das „Prinzip der Nichteinmischung 
als Grundlage der interamerikanischen Beziehun-
gen, in: Zeitschrift für Politik, N. F. 7 (1960), 2, 
S. 110—133.
18) Text des „Rio-Vertrags“ bei O. C. Stoetzer, 
Panamerika-Idee und Wirklichkeit. Die Organisa-
tion der Amerikanischen Staaten, Hamburg 1964, 
S. 105 ff.



aeleqt sind."19) Die Konsultationspflicht, auf 
die hier Bezug genommen wird, sollte offen-
sichtlich Maßnahmen der OAS mit dem 
Selbstbestimmungsrecht ihrer Mitglieder in 
Einklang bringen, dessen Respektierung in 
Art. 15 der Charta verankert wurde, und zwar 
in folgender Formulierung: „Kein Staat und 
keine Staatengruppe hat das Recht, sich di-
rekt oder indirekt, aus welchem Grunde es 
auch sei, in die inneren und äußeren Angele-
genheiten eines anderen Staates einzumi-
schen. Dieser Grundsatz verbietet nicht nur 
die Anwendung bewaffneter Macht, sondern 
auch jede andere Form von Einmischung oder 
von Bedrohung der [Rechts]Persönlichkeit des 
Staates oder seiner politischen, wirtschaftli-
chen und kulturellen Grundlagen."20 )

22) Vgl. Connell-Smith, a. a. O. (Anm. 17), S. 24.
23) Hierzu ausführlich Luis Cardoza y Aragon, La
Revoluciön Guatemalteca, Mexico (D. F.) 1955; Sla-
ter, a. a. O. (Anm. 17), S. 115 ff. Zum Einfluß der 
guatemaltekischen Kommunisten - Ronald M. Schnei-
der, Communism in Guatemala, 1944—1954, New 
York 1958; Boris Goldenberg, Kommunismus in 
Lateinamerika, Stuttgart u. a. 1971, S. 132 ff.
24) Nach von Prellwitz, a. a. O. (Anm. 17), S. 128.
Zur Verknüpfung von Monroe-Doktrin und Cara-
cas-Resolution ausführlich Hellmut Schatzschnei-
der, Die neue Phase der Monroedoktrin angesichts 
der kommunistischen Bedrohung Lateinamerikas. 
Unter besonderer Berücksichtigung des Falles Gua-
temala vor der Organisation Amerikanischer Staa-
ten und den Vereinten Nationen, Göttingen 1957, 
S. 54 ff.
25) Vgl. Robert K. Furtak, Kuba und der Weltkom-
munismus, Köln-Opladen 1967, S. 26 ff.; Boris Gol-
denberg, Lateinamerika und die kubanische Revo-
lution, Köln-Berlin 1963, S. 278 ff.
26) Zur Rolle der OAS gegenüber Kuba vgl. Sla-
ter, a. a. O. (Anm. 17), S. 135 ff.; vgl. ferner Charles 
G. Fenwick, The Issues at Punta del Este: Non- 
Intervention v. Collective Security, in: American 
Journal of International Law, Bd. 56, 1962, S. 469 
bis 474. Zum Zusammenhang von kubanischer Re-
volution und Monroe-Doktrin ausführlich Krakau, 
a. a. O. (Anm. 16), insbes. S. 70 ff.

Mit der in der Charta der OAS fixierten Ver- 
pflichtung zum gemeinsamen Handeln war — 
mit einer antikommunistischen Akzentsetzung 
- ein von F. D. Roosevelt unter dem Etikett 
der „good neighbor policy" eingeleiteter Pro-
zeß einer „Multilateralisierung" der Monroe- 
Doktrin abgeschlossen, insofern als die Ver-
teidigung der von ihr geschützten Werte zur 
Sache aller amerikanischen Staaten erklärt 
wurde. Hierbei ist allerdings folgendes festzu-
halten: Erstens, daß die USA die Integrität 
der Staaten Lateinamerikas nach wie vor als 
instrumental für ihre eigenen sicherheits- und 
wirtschaftspolitischen Interessen betrachten; 
zweitens, daß das zu schützende Gut sich in 
Anbetracht der Unterschiede in der realen 
Ausgestaltung der politischen Systeme der 
amerikanischen Staaten de facto auf die Be-
wahrung des ihnen gemeinsamen Privatkapi-
talismus und der ihm immanenten Austausch-
beziehungen reduziert21 ); drittens, daß die 
USA die Verpflichtung zu amerikanischen 
Kollektivaktionen umgehen können, indem 
sie die Bekämpfung nicht genehmer Regimes 
als innere Angelegenheiten erscheinen lassen, 
also gleichsam stellvertretend ihre Interessen 
wahren lassen, wie im Falle Guatemala 1954 
durch den Oberst Castillo Armas und im Fal-
le Kuba 1961 durch Exilkubaner; viertens, 
daß die USA, wie Präsident Kennedy nach 
der mißlungenen Invasion Kubas im April 
1961 deutlich gemacht hat, auf das Recht zu

19) Zit. nach Stoetzer, a. a. O., S. 89.
20) Zit. nach Stoetz.er, a. a. O., S. 88.
21 Zu ersterem vgl. Donald Marquand Dozer, In- 
iroduction, in: ders. (Hrsg.), The Monroe Doctrine. 
Hs Modern Significance, New York 1965, S. 3—38, 
2 H., der die Konzeption einer Multilateralisierung 
der Monroe-Doktrin deshalb in Frage stel t; zu letz- 
»rem Krakau, a. a. O. (Anm. 16), S. 203. 

unilateralen Interventio
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nen nicht verzichtet 
haben ).

Vor dem Hintergrund des sozialreformeri-
schen, insbesondere auch Interessen der Uni-
ted Fruit Company tangierenden Kurses des 
Präsidenten Arbenz in Guatemala 23 ) wurde 
der Begriff der „unbewaffneten Aggression" 
auf der X. Interamerikanischen Konferenz von 
Caracas im März 1954 expressis verbis als 
„Intervention des internationalen Kommunis-
mus“ konkretisiert und „die Beherrschung 
oder Kontrolle der politischen Institutionen 
irgendeines amerikanischen Staates durch die 
Bewegung des internationalen Kommunis-
mus" als „eine Bedrohung der Souveränität 
und der politischen Unabhängigkeit dieses 
Staates" und damit als „Gefährdung des Frie-
dens in Amerika" qualifiziert24). Im Januar 
1962 wurde angesichts der s

25
ozialistischen 

Entwicklung in Kuba ) auf der VIII. Außen-
ministerkonferenz der OAS in Punta del Este 
(Uruguay) eine Erklärung verabschiedet, in 
der die Unvereinbarkeit des kommunistischen 
Systems mit dem interamerikanischen System 
festgestellt und die wirtschaftliche und politi-
sche Isolierung Kubas eingeleitet wurde26 ). 
Damit sollte der Ausstrahlung der kubani-
schen Revolution, dem „Export" eines „frem-
den Systems“ entgegengewirkt werden, das 
sich in Kuba gleich zweifach etabliert hatte 
bzw. noch etablieren sollte: zum einen die 
zum Marxismus-Leninismus sich bekennenden 



kubanischen Revolutionäre, zum anderen die 
Sowjetunion — im Sommer/Herbst 1962 mit 
Raketen und Truppen und nach deren Abzug 
als Ergebnis der „Kuba-Krise" vom Oktober 
1962, wie schon vorher, mit sonstigen Waffen 
und Beratern. Die Monroe-Doktrin hatte diese 
Ereignisse zwar nicht präventiv verhindern 
können, ihre Abschirmfunktion hat sie da-
durch jedoch nicht eingebüßt. Es war, parallel 
zur Truman- und Eisenhower-Doktrin, ihre 
Aufgabe, den Kommunismus zu isolie-
ren 27 ).
So kann das bewaffnete Eingreifen der USA 
in der Dominikanischen Republik Ende April 
1965 28 ) als Ausdruck des Bestrebens gesehen 
werden, die Präventionsschwelle, selbst auf 
die Gefahr einer Überreaktion hin, wieder 
niedriger anzusetzen, um einer Wiederholung 
der kubanischen Entwicklung rechtzeitig vor-
zubeugen. Es genügte allein schon die Rebel-
lion junger Offiziere mit dem Ziel, den vor al-
lem durch sein Agrarprogramm als sozial-re- 
formerisch ausgewiesenen, 1963 gestürzten 
Präsidenten Juan Bosch wieder in seine Rechte 
einzusetzen, um eine kommunistische Subver-
sion anzunehmen bzw. zu unterstellen. Zu-
nächst wurde die Intervention als notwendig 
zum Schutze von ausländischen Bürgern, ins-
besondere Staatsangehörigen der USA erklärt 
und mit einem Ersuchen dominikanischer Mi-
litärs — also bemerkenswerterweise nicht der 
Regierung — begründet, aber schon wenige 
Tage später von Präsident Johnson damit ge-
rechtfertigt, daß „eine Bande kommunisti-

scher Konspira teure" sich der konstitutiona. 
listischen Bewegung bemächtigt hätte, und 
daß die USA deshalb die Entstehung eines 
„weiteren kommunistischen Staates" — eines 
zweiten Kuba — in der westlichen Hemisphä-
re verhindern müßten 29 ). Diese Absicht fand 
ihren Niederschlag im Umfang des militäri-
schen Engagements. Nachdem die Evakuie-
rungsaktion beendet war, nahm die Zahl der 
gelandeten Truppen sprunghaft zu und soll 
schließlich rd. 30 000 Mann erreicht haben; 
die Zahl der namhaft gemachten, des Kommu-
nismus verdächtigten Personen betrug dage-
gen 53 bi 30s 77 ).

Entgegen den Vereinbarungen der Mitglieds-
länder der OAS über kollektive Schutzmaß-
nahmen und über eine Konsultationspflicht 
im Falle einer Subversion sind die USA ein-
seitig vorgegangen. Die OAS wurde erst spä-
ter hinzugezogen: Sie setzte eine Kommission 
zur Aushandlung eines Waffenstillstandes 
und zur Bildung einer provisorischen Regie-
rung ein; einige lateinamerikanischen Staaten 
entsandten kleine Truppenkontingente. Daß 
sich die USA berechtigt glaubten, unilateral 
vorzugehen, fand seinen Ausdruck in einer 
Resolution des R
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epräsentantenhauses vom 
September 1965, in der die Regierung — unter 
ausdrücklicher Bezugnahme auf die Monroe- 
Doktrin — aufgefordert wurde, auch einseitig 
und ohne vorherige Konsultation innerhalb 
der OAS Gewaltanwendung zu üben, um eine 
kommunistische Machtübernahme in einem 
amerikanischen Staat zu verhindern 1).

III. Die Breschnjew-Doktrin und die Intervention der 
Sowjetunion in der Tschechoslowakei

Die im Gefolge der tschechoslowakischen 
Krise von 1968 entwickelte Breschnjew-Dok-
trin umfaßt eine Reihe von die Rechte und 
Pflichten sozialistischer Staaten regelnden 
Grundsätzen, die — thesenartig verdichtet — 
folgendes beinhalten: Erstens, daß die sozia-
listischen Staaten eine nur beschränkte Sou-
veränität besäßen, die in dem Recht der *

27)  Vgl. Krakau, a. a. O. (Anm. 16), S. 91 ff.
28) Hierzu ausführlich Abraham F. Lowenthal, The
Dominican Intervention, Cambridge (Mass.) 1972,
und Jerome Slater, Intervention and Negotiation. 
The United States and the Dominican Revolution, 
New York u. a. 1970; ferner Boris Goldenberg, Die 
dominikanische Tragödie. Zur nordamerikanischen 
Intervention in der Dominikanischen Republik im
Frühjahr 1965, in: Europa-Archiv, 20 (1965), 14, S. 
521—530, und Krakau, a. a. O. (Anm. 16), S. 144 ff.

Werktätigen besteht, unter der Führung einer 
kommunistischen Partei eine sozialistische 
bzw. kommunistische Gesellschaftsordnung 
aufzurichten; zweitens, daß das Selbstbestim- 
mungsrecht der sozialistischen Staaten nicht

29) Vgl. Krakau, a. a. O. (Anm. 16), S. 146; Slater 
a. a. Ö. (Anm. 28), S. 46 f., verneint die Möglichkeil 
einer ökonomischen Primärmotivation — hierbei 
muß allerdings festgehalten werden, daß die Ein-
setzung bzw. Stützung einer für die USA akzepta-
blen Regierung den Schutz wirtschaftlicher Interes-
sen, und seien sie, wie in der Dominikanischen Re-
publik, auch gering, impliziert.
30) Vgl. Krakau, a. a. O. (Anm. 16), S. 146. Zum 
Ausmaß des Truppeneinsatzes s. Goldenberg, 
a. a. O. (Anm. 28), S. 525, und Slater, a. a. O. (Anm 
28), S. 54 f., der von 22 000 gelandeten und 10OOP 
landebereiten Soldaten berichtet.
31) Vgl. Krakau, a. a. O. (Anm. 16), S. 148 f. 



die Loslösung von der „sozialistischen Völ- 
kergemeinschr’t" einschließen könne; drit-
tens, daß die Maximen der friedlichen Koexi-
stenz wie Respektierung der territorialen In-
tegrität und Nichteinmischung in die inneren 
Angelegenheiten vor der Austragung des 
Klassenkampfes auf internationaler Ebene zu-
rücktreten müßten. Wenn eine kommunisti-
sche Partei vom Wege des Sozialismus — im 
sowjetischen Verständnis, wie darzulegen 
sein wird — abzudriften droht, seien die 
.Bruderländer“ notfalls auch zur militäri-
schen Intervention berechtigt und verpflich-
tet”).

Diese Prinzipien sind zwar erst durch die 
Rede Breschnjews auf dem V. Parteitag der 
Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei im No-
vember 1968 338) als „ex cathedra" verkündet 
in das Bewußtsein der Weltöffentlichkeit ge-
langt und deshalb mit dem Namen des Gene-
ralsekretärs der KPdSU etikettiert worden, sie 
waren jedoch bereits rund zwei Monate vor-
her in einem vom sowjetischen Parteiorgan 
„Prawda" veröffentlichten Artikel formuliert 
worden34 ). In ihrem Kern nimmt die Bresch- 
njew-Doktrin eine Ausdehnung des bereits von 
Lenin und Stalin Anfang der zwanziger Jahre 
für das Verhältnis der Russischen Sowjetrepu-
blik zu den formal unabhängig gewordenen 
peripheren Gebieten des ehemaligen zaristi- 
schen Reichs aufgestellten Prinzips einer durch 
Klassenbeziehungen überwölbten staatlichen 
Souveränität auf das Verhältnis aller soziali-
stischen Länder untereinander vor und stellt 
eine Präzisierung des „proletarisch-sozialisti-
schen Internationalismus" dar — eines im 
Laufe der Jahre entwickelten Bündels von 
Grundsätzen für die Beziehungen unter kom-
munistischen Parteien und sozialistischen 
Staaten 8 ).

36) Vgl. Jane Degras (ed.), The Communist Inter-
national 1919—1943, London u. a. 1960, Bd. 2, S. 154.
37) Vgl. Günther Nollau, Die Internationale. Wur-
zeln und Erscheinungsformen des proletarischen In-
ternationalismus, Köln-Berlin 1959, S. 102 f.

32) Hierzu ausführlich Boris Meissner, Die „Bresh- 
new-Doktrin", Köln 1970*, ferner Robert K. Fur- 
tak. Die Aktionskategorien der sowjetischen Außen-
politik im Lichte der Breschnew-Doktrin, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte, B 39/70, 26. 9. 1970, 
S3—14, 9 ff.; Dieter Schröder, Die Idee der kollek-
tiven Regionalintervention — Rechtsvergleichende 
Betrachtungen zur Breshnew-Doktrin, in: Recht in 
Ost und West, 13 (1969), 5, S. 203—210.

33) Pravda, 13. November 1968; deutsch auszugsw. 
bei Meissner, a. a. O„ S. 75 ff.

34)1 S. Kovaljov, in: Pravda, 26. September 1968; 
deutsch bei Meissner, a. a. O., S. 64 ff.

35) Mit Recht kann deshalb von einer „Breschnje- 
Wisierung" der Moskauer Doktrin gesprochen wer-
den - vgl. Theodor Schweisfurth, Breschnjew- 
Doktrin als Norm des Völkerrechts?, in: Außen-
politik, 21 (1970), 9, S. 523—538.

die Wurzeln der Breschnjew-Doktrin und 
der durch sie begründeten strukturellen Ab-
hängigkeit der Länder Osteuropas von der 
Sowjetunion offenzulegen, sei zunächst auf 
das Prinzip des „proletarischen Internationa-
lismus“ eingegangen. In der frühen Phase der 
sozialistischen Bewegung (Erste und Zweite 
Internationale) bedeutete es die Solidarität 
der Arbeiterklasse und die völlige Gleichheit 
und Gleichberechtigung der sozialistischen 
Parteien. Die siegreiche Oktoberrevolution 
und der Aufbau des „Sozialismus in einem 
Land" — in der Sowjetunion — hob die Rus-
sische Kommunistische Partei, die dies voll-
bracht hatte, aus der Masse der übrigen Par-
teien heraus. Sie hatte Erfolg und Erfahrun-
gen aufzuweisen, sie konnte beispielgebend 
sein. Daher lag es nahe, diese Erfahrungen 
auf dem V. Kongreß der Kommunistischen 
(Dritten) Internationale von 1924 für verbind-
lich zu erklären* ), um die Chance weiterer 
siegreicher Revolutionen zu gewährleisten. 
Ferner konnte es als selbstverständlich er-
scheinen, die UdSSR als Mutterland der revo-
lutionären Weltbewegung zu unterstützen 
und zu schützen, um den Erfolg weiterer Re-
volutionen sicherzustellen. Die in der Komin-
tern zusammengeschlossenen kommunisti-
schen Parteien machten sich dies zur 
Pflicht.

Der Erfolg und die Erfahrungen der einen wie 
der Mißerfolg der anderen mündeten in eine 
asymmetrische Strukturierung der Beziehun-
gen insofern, als der „proletarische Interna-
tionalismus" im Sinne der für die einzelnen 
kommunistischen Parteien gültigen Organisa-
tionsprinzipien des „Demokratischen Zentra-
lismus" ausgelegt wurde”), d. h. im Sinne ei-
ner Verbindlichkeit der von den zentralen 
Parteiorganen getroffenen Entscheidungen für 
die nachgeordneten Organe — was die kom-
munistischen Parteien zu Befehlsempfängern 
der KPdSU machte. Von diesem Führungsan-
spruch innerhalb der internationalen kommu-
nistischen Bewegung ist die KPdSU, wiewohl 
sie ihn mit unterschiedlichem Nachdruck und 
unterschiedlich verpackt verfochten hat, nie-
mals abgerückt.

Das Prinzip des „sozialistischen Internationa-
lismus" ist aus der Entstehung weiterer sozia-
listischer Staaten nach dem Zweiten Welt-
krieg erwachsen. Im November 1957 auf der 



Moskauer Konferenz der regierenden kommu-
nistischen Parteien formuliert 38)  und in der 
Erklärung von 81 kommunistischen Parteien 
vom Dezember 1960 bestätigt, besagt es u. a., 
daß die die „sozialistische Völkergemein-
schaft" bildenden Staaten verpflichtet sind, 
bei der Aufrichtung und beim Schutz der so-
zialistischen Gesellschaftsordnung einander 
„brüderliche Hilfe" zu erweisen. Die Bei-
standspflicht ist nicht nur dann aktuell, wenn 
der Sozialismus durch einen äußeren Feind 
gefährdet wird, sondern auch, wenn eine „ka-
pitalistische Restauration" durch die „impe- 
rialistische Reaktion"
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, mithin von innen her, 

droht ). Sowjetischerseits wurden die 
Grundsätze des „sozialistischen Internationa-
lismus" als eine für die „sozialistische Ge-
meinschaft" geltende Völkerrechtsnorm quali-
fiziert, obwohl sie bis heute keinen Eingang 
in ein multilaterales, unter Staaten geschlos-
senes Vertragswerk gefunden haben — der 
Warschauer Vertrag sieht nur einen Beistand 
bei einem bewaffneten Überfall auf einen 
Mitgliedsstaat vor 40).

38) Pravda, 22. November 1957 und 6. Dezember 
1960.
39) Pravda, 6. Dezember 1960; deutsch in: Ost-Pro-
bleme, 13 (1961), 3, S. 66—83, 70.
40) Vgl. G. I. Tunkin, Voprosy teorii medunarod-
nogo prava [Fragen der Völkerrechtstheorie], Mos-
kau 1962, S. 313; zur Fragwürdigkeit dieses Vorge-
hens vgl. Schweisfurth, a. a. O. (Anm. 35).

Ebenfalls auf der Konferenz vom Herbst 1957 
wurden, unter Anerkennung der bereits 1945/ 
46 formulierten und in der Belgrader Deklara-
tion vom Juni 1955 sowie auf dem XX. Partei-
tag der KPdSU (1956) wiederbelebten These 
vom „besonderen (nationalen) Weg zum So-
zialismus" — sowohl für die Kampf- wie auch 
Aufbauphase —, zehn „Allgemeine Gesetzmä-
ßigkeiten" für verbindlich erklärt, deren 
wichtigste sind: das Führungsmonopol der 
kommunistischen Partei, das Bündnis der Ar-
beiterklasse mit den armen Bauern und ande-
ren Bevölkerungsschichten, die Verstaatli-
chung der wichtigsten Produktionsmittel, die 
allmähliche Kollektivierung der Landwirt-
schaft, die zentrale Planung, die „ideologische 
und kulturelle" Revolution und der Schutz 
der sozialistischen Errungenschaften nach in-
nen und nach außen.
Da diese „essentials“ je nach den konkreten 
historischen Bedingungen eines Landes eine 
„schöpferische“ Anwendung erlauben sollen 
und auch von Mitgliedsstaaten des War-
schauer Pakts in diesem Sinne realisiert wer-
den, könnten die von den tschechoslowaki-
schen Kommunisten 1968 initiierten bzw. an-

visierten Reformen41 ), insbesondere ihre — 
wohl in der Erwartung, ihre führende Stel. 
lung nicht zu verlieren — erklärte Bereit-
schaft, sich dem Wettbewerb mit anderen po-
litischen Kräften aussetzen zu wollen und die 
anvisierte Wirtschaftsreform mit ihren Kern-
stücken: Preisregulierung durch den Markt 
und betriebliche Mitwirkung bei der Planung 
und Durchführung der Produktion objektiv 
gesehen als noch „gesetzmäßig" gelten. Die 
Tschechoslowakei war aber darüber hinaus 
zu einer Einbruchstelle für liberale Werte 
und Verhaltensweisen dadurch geworden, daß 
ihre Partei- und Staatsorgane sich westlich-
parlamentarischer Traditionen des Landes 
wiederbesannen, die Meinungsfreiheit weitge-
hend wiederherstellten und dem im Zuge die-
ser Freiheit sich einstellenden Antisowjetis-
mus der tschechoslowakischen Massenmedien 
nicht entgegentretend42 ), der geistigen Kom-
munikation mit dem Westen kaum noch Hin-
dernisse in den Weg legten — damit aber 
Koexistenz in einem Bereich praktizierten, 
der sowjetischerseits aus den Ost-West-Bezie- 
hungen nachdrücklich ausgeklammert wird.
Abgesehen von der unmittelbaren Begrün-
dung der Intervention durch die Streitkräfte 
der Sowjetunion, der DDR, Po
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lens, Ungarns 

und Bulgariens am 21. August 1968 ) mit 
dem Hilfegesuch von „Partei- und Staatsfunk-
tionären" der Ts 44chechoslowakei ) — maß- 

41) Siehe u. a. das Aktionsprogramm der Kommu- 
nistischen Partei der Tschechoslowakei vom 5. April 
1968 und deren Statutenentwurf vom 10. August 
1968; Helmut Dahm, Demokratischer Sozialismus. 
Das tschechoslowakische Modell, Opladen 1971; 
Radoslav Seluck, Reformmodell CSSR — Entwurf 
einer sozialistischen Marktwirtschaft oder Gefahr 
für die Volksdemokratien?, Reinbek 1969, bes 
S. 85 ff.; Max Borin, Vera Plogen, Management und 
Selbstverwaltung in der CSSR. Bürokratie und Wi-
derstand, Berlin 1970, S. 64 ff.
42) Klagen hierüber führte u. a. Ju. Zukov in der 
Pravda vom 16. August 1968.
43) Zu Vorgeschichte, Verlauf und Implikationen 
der Intervention ausführlich Heinz Brahm, Die so-
wjetisch-tschechoslowakische Konfrontation (Ja-
nuar—August 1968), und ders., Die Intervention in 
der CSSR, Berichte des Bundesinstituts für ostwis-
senschaftliche und internationale Studien 19691 
und 1969/15; mit vielen dokumentarischen Belegen 
Robin Alison Remington (ed.), Winter in Prague: 
Documents on Czechoslovak Communism in Crisis, 
Cambridge (Mass.)-London 1969; ferner Thomas W. 
Wolfe, Soviel Power and Europe 1945—1970, Balti-
more-London 1970, S. 359 ff.; Hanswilhelm Haefs, 
Die Ereignisse in der Tschechoslowakei vom 27. 6. 
1967 bis 18. 10. 1968. Ein dokumentarischer Bericht, 
Bonn 1969.
44) Erklärung der TASS vom 21. August 1968, 
Pravda, 22. August 1968; deutsch in Meissner, 
a. a. O. (Anm. 32), S. 56 f. 



gebend für die Motivierung des Vorgehens 
gegen die Tschechoslowakei kann nur die 
Perzeption und Interpretation des tschecho-
slowakischen Kurses und seiner Folgen durch 
die Sowjetunion und die übrigen Interven-
tionsmächte sein (ob aus derem eigenen An-
trieb oder auf Druck der Sowjetunion hin, 
entzieht sich der Überprüfung). Schon vor der 
Intervention hatte die Sowjetunion parteiamt-
lich mehrfach zu verstehen gegeben, daß sie 
die Entwicklung in der Tschechoslowakei als 
konterrevolutionär betrachtete45 ). Kurz nach 
der Intervention wurde die Entwicklung in 
der Tschechoslowakei von der „Prawda“ al
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s 
ein „Abrücken von marxistisch-leninistischen 
Prinzipien" qualifiziert )  und von Bresch- 
njew auf dem Parteitag der polnischen Kom-
munisten als Versuch sozialismusfeindlicher 
Kräfte zur Wiederherstellung kapitalistischer 
Zustände bezeichnet. Damit war aber klarge-
stellt, daß die Kommunistische Partei der 
Tschechoslowakei die Grenzen des sowjeti-
schen Interpretationsrahmens für die Realisie-
rung der am sowjetischen Sozialismusmodell 
orientierten „Gesetzmäßigkeiten" überschrit-
ten hatte.

49) Vgl. Erklärung der TASS, a. a. O. (Anm. 44)
und Breschnjew, a. a. O. (Anm. 33).
50) So General Prdilik auf einer Pressekonferenz 
am 15. Juli 1968, abgedruckt in Remington, a. a. O. 
(Anm. 43), S. 214 ff.
51) Vgl. Galtung, a. a. O. (Anm. 5), S. 82, Anm. 33. 
Es soll Anzeichen geben, daß gerade dre Nichtrus- 
sen in der sowjetischen Führungsspitze sich für die 
Intervention ausgesprochen haben — vgl. Boris 
Meissner, Die Sowjetunion vor und nach dem 50- 
Jahr-Jubiläum, in: Osteuropa, 18 (1968), 10/11, 
S. 709—757, 753 f. — Dem könnte allerdings ent-
gegengehalten werden, daß doch gerade die Groß-
russen sich wegen einer Infizierung der sowjeti-
schen Peripherie und damit einer Stärkung zentri-
fugaler Kräfte hätten sorgen müssen.
52) Vgl. Kovaljov, a. a. O. (Anm. 34).

Die Ausrichtung auf dieses Modell erachtet 
die Sowjetunion nicht nur ■ als unabdingbar 
für die Behauptung ihres Führungsanspruchs, 
sondern auch als funktional für ihre Sicher-
heit47 ). Diese ist auch dadurch gewährleistet, 
daß die ihr kranzförmig vorgelagerten, im 
Warschauer Pakt mit ihr zusammengeschlos-
senen Staaten — mit der Tschechoslowakei 
als Mittelstück — gegenüber der NATO eine 
Sicherheitszone bilden, deren Wert nicht nur 
in der Tiefe des Aufmarschgebietes und in ih-
rem militärischen Potential liegt, sondern 
auch und vor allem in ihrer auf der Identität 
der politischen und sozioökonomischen Ord-
nungen dieser Staaten beruhenden Kohä-
renz48 ). Die „Lebensinteressen" der Sowjet-

“45) So z. B. S. Seljuk, in: Pravda, 25. Juli 1968; un-
ter Anspielung auf Ungarn (1956) I. Aleksandrov, 
in: Pravda, 11. Juli 1968; unter Verknüpfung von 
Konterrevolution und „internationaler Reaktion" 
Warschauer Brief vom 15. Juli 1968, deutsch bei 
Meissner, a. a. O. (Anm. 32), S. 47—52, 50.
46) Im Redaktionsartikel „Zaita socializma — 

VYsij internacional'nyj dolg" [Die Verteidigung 
des Sozialismus ist die höchste internationalistische 
Pflicht) vom 22. August 1968; deutsch gekürzt in: 
Ost-Probleme, 20 (1968), 19, S. 434—446, 437. Eine 
ausführliche Analyse liefert Günther Wagenlehner, 
Die sowjetische Rechtfertigung der Intervention in 
der CSSR, in: Osteuropa, 18 (1968), 10/11, S. 758 
bis 768.

47) Vgl. Erklärung der TASS, a. a. O. (Anm. 44).
48) Obwohl der Vertrag den Beitritt formal auch für 

nichtsozialistische Staaten offenläßt. 

union und die Sicherheit der ganzen „soziali-
stischen Gemeinschaft" 49)  waren nicht wie im 
Falle Ungarn 1956 durch ein Ausscheren der 
Tschechoslowakei aus dem Warschauer Pakt 
bedroht — seitens der Tschechoslowakei war 
lediglich eine Änderung der Kommandostruk-
tur des Warschauer Pakts zur Diskussion ge-
stellt worden 50)  —, sondern vielmehr durch 
die Ausstrahlungskraft der tschechoslowaki-
schen Reformansätze — nicht nur auf die nicht- 
sowjetischen Paktmitglieder, sondern vermut-
lich auch auf die eigene Peripherie der So-
wjetunion, wi 51e die Ukraine ).

Durch die Unterstellung einer Gefährdung der 
Lebens- und Sicherheitsinteressen der Sowjet-
union hat die Intervention ihre Begründung 
erfahren, durch die Breschnjew-Doktrin ihre 
Rechtfertigung im Wege einer dialektischen 
Auflösung des Gegensatzes zweier Elemente 
des „proletarisch-sozialistischen Internationa-
lismus“: dem auch in den Deklarationen von 
1957 und 1960 und in den bilateralen Vertra-
gen der Sowjetunion mit ihren Warschauer- 
Pakt-Partnern verankerten Bekenntnis zu den 
völkerrechtlichen Normen einer Respektie-
rung der staatlichen Souveränität und der 
Nichteinmischung in die inneren Angelegen-
heiten eines jeden Staates und der Pflicht zur 
einseitigen oder kollektiven Verteidigung des 
Sozialismus, einschließlich des Mittels einer 
bewaffneten Intervention. Selbst eine solche 
kann dieser Doktrin zufolge keine Verletzung 
des Souveränitätsrechts beinhalten, da es für 
die sozialistischen Staaten keine „abstrakt 
verstandene Souveränität" und keine „forma-
le Einhaltung" eines Rechts auf „Selbstbe-
stimmung" gibt 52 ), sondern nur eine Option 
für die sozialistische und damit — in marxi-
stisch-leninistischer Sicht — fortschrittlichere 
Ordnung.
In dem von der Prawda am 8. Juni 1970 als 
die Verkörperung eines neuen Typs der Be-



Ziehungen zwischen sozialistischen Staaten 
bezeichneten sowjetisch-tschechoslowaki-
schen Vertrag über Freundschaft, Zusammen-
arbeit und gegenseitige Hilfe vom 6. Mai 1970 
wurde die „gemeinsame internationale Pflicht 
der sozialistischen Länder" zu deren „Auf-
rechterhaltung, Festigung und Verteidigung" 
erstmalig rechtlic 53h fixiert ). Daß allerdings 
eine derartige Anwendung der Prinzipien des 
„proletarisch-sozialistischen Internationalis-

IV. Funktionaler Vergleich

Monroe-Doktrin und Breschnjew-Doktrin las-
sen sich als Hegemonlaidoktrinen qualifizie-
ren, da sie die Beziehungen zwischen den 
USA und Lateinamerika auf der einen Seite, 
der Sowjetunion und den übrigen Staaten des 
Warschauer Pakts auf der anderen Seite 
durch ihre Funktionen und Wirkungen asym-
metrisch strukturieren. Ihrem historischen Ur-
sprungskontext nach verschieden, haben sie 
äquivalente, miteinander verschränkte Funk-
tionen: eine präventive Abschirmfunktion 
und eine Rechtfertigungsfunktion. — Wenn 
mitunter die Rechtfertigungsfunktion der Mon-
roe-Doktrin in Frage gestellt wird, mit dem 
— richtigen — Argument, daß die USA durch 
ihr Engagement in Europa gegen deren rezi-
proken Charakter verstoßen und sich damit 
selbst die Rechtfertigungsgrundlage für die 
Abwehr außeramerikanischer Einflüsse entzo-
gen hätten’55), so ist dem entgegenzuhalten, 
daß die Doktrin nach wie Vor Denken und 
Handeln US-amerikanischer Politiker be-
stimmt und von ihnen zur Rechtfer

56

tigung von 
Interventionsentscheidungen herangezogen 
wird ).

53) In dem kurz danach am 7. Juli 1970 geschlosse-
nen sowjetisch-rumänischen Vertrag fehlt dagegen 
ein derartiger Passus. Zur Analyse beider Verträge 
vgl. Dietrich Frenzke, Der neue Bündnisvertrag 
CSSR—UdSSR, in: Außenpolitik, 21 (1970), 7, S. 406 
bis 415; Lothar Schultz, Der neue Vertrag zwischen 
Rumänien und der Sowjetunion, in: Osteuropa, 20 
(1970), 12, S. 831—838.
54) Zit. nach Heinz Timmermann, „Neue Einheit“ 
im Weltkommunismus? Zur Interessenallianz zwi-
schen rumänischen und westeuropäischen Kommu-
nisten, in: Osteuropa, 22 (1972), 7, S. 533—544, 536. 
55) So Larman C. Wilson, The Monroe Doctrine, 
Cöld War Anachironism: Cuba and the Dominican 
Republic,-in: Journal of Politics, 28 (1966), 2, S. 322 
bis 346, und Dozer, a. a. O. (Anm. 21), 8. 30.
56) Vgl. z. B. die Erklärung des US-Außenministers 
Dulles vom 30. Juni 1954, in: Connell-Smith, a. a. O. 
(Anm. 17), S. 230, sowie die Erklärung des State De-
partments vom 14. Juli 1960, in: Dozer, a. a. O. 

mus" keine opinio comunis aller Mitglieder 
des Warschauer Pakts ist, ist wiederholt von 
Rumänien zum Ausdruck gebracht worden — 
so vor allem von Partei- und Staatschef 
Ceausescu, der auf der Dritten Weltkonferenz 
der kommunistischen Parteien im Juni 1969 
erklärte, daß es mit diesen Prinzipien nicht 
vereinbar sei, „sich in irgendeiner Form in 
die inneren Angelegenheiten eines sozialisti-
schen Landes oder einer Bruderpartei einzu-
mischen" *4).

Beide Doktrinen zielen auf die Aufrechterhal-
tung stabiler, politisch und sozioökonomisch 
homogener Staatengruppierungen durch die 
Abwehr fremder Einflüsse: unamerikanischer 
— in der durch die USA vorgenommenen 
Interpretation; unsozialistischer — in der so-
wjetischen Auslegung. Beide Doktrinen haben 
eine aus ihrer Präventivfunktion sich erge-
bende Signalwirkung gegenüber den Periphe-
rien. Kuba hat für Lateinamerika die Alter-
native zur monokulturellen Rohstofferzeugung 
und -ausfuhr, Kapitalüberfremdung, sozialer 
Ungleichheit, zum Analphabetentum — kurz: 
einen Weg Zur Abschüttelung der Dependenz 
von den USA gewiesen; die Tschechoslowa-
kei hat einen „pluralistischen Sozialismus" zu 
demonstrieren versucht. Die Doktrinen sollten 
und sollen allein durch ihre Existenz — ibge- 
stützt freilich durch Machtmittel zu ihrer 
Durchsetzung — einer Nachahmung der In den 
beiden Landern entwickelten Muster einer von 
den Zentren abgelehnten politischen und so-
zioökonomischen Ordnung durch andere Staa-
ten der jeweiligen Peripherie vorbeugen und 
ein entsprechendes Verhalten erzwingen.
Die Immunisierung der Peripherien gegen 
extraregionale sozialistisch-kommunistische 
bzw. bürgerlich-kapitalistische Einflüsse wird 
von den Zentren als instrumentell für ihre Si-
cherheit rationalisie 57rt ),  wobei unter das Si-

(Anm. 21), S. 185 f.  Weitere Nachweise bei Krakau, 
a. a. O. (Anm. 16), passim. Wie sehr das Denken in 
Kategorien der Monroe-Doktrin auch den Bericht 
Nelson A. Rockefellers vom August 1969 über seine 
Lateinamerika-Mission prägt, weist nach Martin 
(richtig: Manfred) Mols, Quality öf Life in the Ame-
ricas. Der Bericht Nelson A. Rotkefellts als offiziö-
ses Dokument für eine Neuorientierung der Latein-
amerika-Politik der Vereinigten Staaten, in: Zeit-
schrift für Politik, N. F. 17 (1970), 4, S. 392—438.
57) Vgl. 2. B. den Rockefeller Report, nach Mols, 
a. a. O„ 8. 405, sowie die Pravda vom 22. August 
1968, a. a. O. (Anm. 46). 



cherheitssyndrom sowohl die Gewährleistung 
der eigenen politischen und sozioökonomi-
schen Ordnung wie auch — insbesondere im 
Falle der USA — der Schutz wirtschaftlicher 
Interessen zu subsumieren ist. Hierbei ist die 
geopolitisch-strategische Lage des als gefähr-
det angenommenen Teils der Peripherie für 
die Reaktion der Zentren nicht ohne Bedeu-
tung. Die nordamerikanische Idiosynkrasie 
gegenüber der Dominikanischen Republik 
geht auch darauf zurück, daß die USA die Ka-
ribik _ außerdem Mexiko und Mittelamerika 
- bereits seit dem vorigen Jahrhundert und 
insbesondere später unter Präsident Theodore 
Roosevelt als Sicherheitszone (und partiell als 
Objekt ihres Expansionsdrangs) betrach-
ten’*). Andererseits dürfte die sowjetische 
Toleranz gegenüber dem weitgehend eigen-
ständigen Kurs Rumäniens nicht nur damit zu 
erklären sein, daß die rumänischen Kommuni-
sten an der Monopolstellung ihrer Partei kei-
ne Abstriche gemacht haben, sondern auch 
damit, daß Rumänien nicht diejenige strategi-
sche Position im Gefüge des Warschauer 
Pakts einnimmt wie die Tschechoslowa-
kei”).

58) Beispiele für diese Interessenpolitik sind die 
zahlreichen, z. T. mit Annexionsabsichten unternom-
menen bewaffneten Interventionen in diesem Raum 
— vgl. u. a. D. A. Graber, Crisis Diplomacy. A 
History of U. S. Intervention Policies and Prac-
tices, Washington (D. C.) 1959; Edwin Lieuwen, 
U. S. Policy in Latin America, New York u. a. 
1965; Dana G. Munro, Intervention and Dollar 
Diplomacy in the Caribbean, 1900—1921, Princeton 
N.J) 1964.

59) Vgl. u. a. Helmut König, Drahtseilakt ohne 
Netz. Rumäniens Standort in der kommunistischen 
Weltbewegung, in: Osteuropa. 20 (1970), 2, S. 77 
bis 94; Robert L. Farlow, Romanian Foreign Policy: 
A Case of Partial Alignment, in: Problems of Com- 
munism, 20 (1971), 6, S. 54—63.

60) Im Bezug auf die USA in diesem Sinne Wilson, 
’ ä O. (Anm. 55), S. 345, und Dozer, a. a. O. (Anm. 
21), S. 30.

Soweit die USA die Entwicklung in der Domi-
nikanischen Republik und die Sowjetunion 
diejenige in der Tschechoslowakei als Ge-
fährdung ihrer Sicherheit perzipierten, ist zu 
vermuten, daß beide Zentren auch ohne Dok-
trinen genauso gehandelt hätten, wie sie ge-
handelt haben’60). Mit Hilfe der Doktrinen 
sind sie jedoch in der Lage, Interventionen 
nicht nur als zu ihrem eigenen Schutz not-
wendig, sondern auch als zum Schutz der je-
weiligen regionalen Ordnung intendiert und 
damit als im Interesse aller ihrer Mitglieder 
stehend auszugeben und so sich selbst, der 
Peripherie und dem anderen Zentrum gegen-
über zu rechtfertigen.

Die Funktionen der Doktrinen haben verbal 
in den Interventionsbegründungen und im 
Verhalten der USA und der Sowjetunion im 
Falle der Dominikanischen Republik bzw. der 
Tschechoslowakei ihren Niederschlag gefun-
den. Präsident Johnson erklärte am 2. Mai 
1965: „Kommunistische Führer. .. haben sich 
der dominikanischen Revolution angeschlos-
sen und sie zunehmend unter Kontrolle ge-
bracht. Was als eine demokratische Volksre-
volution begonnen hat..., wurde sehr 
bald ... von einer Bande kommunistischer 
Verschwörer übernommen, die ihre Weisun-
gen von außen erhalten... Es ist unser 
Ziel..., einen weiteren kommunistischen 
Staat in dieser Hemisphäre zu verhindern." 61) 
Und die sowjetische Nachrichtenagentur 
TASS vom 21. August 1968 erklärte — auf ein 
Hilfegesuch verweisend: „Diese Bitte ist auf 
die Gefahr zurückzuführen, die der in der 
Tschechoslowakei bestehenden sozialisti-
schen Ordnung ... von Seiten konterrevolu-
tionärer Kräfte droht, die mit dem Sozialis-
mus feindlichen äußeren Kräften ein Kom-
plott eingegangen sind ... Die weitere Ver-
schärfung der Lage in der Tschechoslowakei 
berührt die Lebensinteressen der Sowjetunion 
und der anderen sozialistischen Länder... Es 
wird nie und niemandem gestattet sein, auch 
nur ein Glied aus der Gemeinschalt der sozia-
listischen Staaten herauszubrechen. “62) Die 
amerikanischen und sowjetischen Okkupa-
tionstruppen griffen in den zivilen Verwal-
tungsapparat ein, verhörten des Kommunis-
mus bzw. der Konterrevolution Verdächtige 
und arbeiteten auf die Einsetzung einer ihnen 
genehmen Regierung hin, der sie den einzu-
schlagenden politischen Kurs vorschrieben.

Dadurch, daß die USA und die Sowjetunion 
ihre politischen und sozioökonomischen Ord-
nungen zum Vorbild und Maßstab für ihre Pe-
ripherien erheben 63 ) und ihnen — unter per-
manenter Interventionsdrohung — eine eigen-
ständige Entwicklung immer dann verwehren, 
wenn sie eine solche als ihren Interessen ab-
träglich und ih 64rem Missionsdrang ) entge-

61) Zit. nach Krakau, a. a. O (Anm. 16), S. 146, 
Anin. 82 (Hervorhebungen v. Verf.j.
62) Zit. nach Meissner, a. a. O (Anm. 32), S. 56 f. 
(Hervorhebungen v. Verf.).
63) Vgl. z. B. Rockefeller Report, nach Mols, a. a. O. 
(Anm. 56), S. 414 f., und die Erklärung der kommu-
nistischen Parteien vom Dezember 1960, a. a. O. 
(Anm. 38 und 39).
64) Zum „manifest-destin"-Denken der USA vgl. 
Knud Krakau, Missionsbewußtsein und Völker-
rechtsdoktrin in den Vereinigten Staaten von Ame-
rika, Frankfurt/M.—Berlin 1967. 



genstehend ansehen, sind die Beziehungen in-
nerhalb der beiden Regionen vom Element 
„struktureller Gewalt“ geprägt65). Die Selbst-
bestimmung der Nationen Lateinamerikas und 
Osteuropas ist kein absoluter Wert, sondern 
reduziert sich auf die „Freiheit", ihre politi-
sche und sozioökonomische Ordnung so zu 
gestalten, daß sie dem jeweiligen Zentrum 
akzeptabel erscheint. Das Prinzip der Nicht-
einmischung in die inneren Angelegenheiten 
hat nur solange Geltung, wie nicht versucht 
wird, ein von den Zentren im Wege der Ei-
genprojektion als „amerikanisch“ bzw. „so-
zialistisch" qualifiziertes System von außen 
oder von innen mit militärischen oder friedli-
chen Mitteln fundamental zu verändern. Ein 
solcher politischer und sozialer Wandel in 
den Peripherien erscheint deshalb grundsätz-
lich nur in dem Maße als möglich, wie sich 
die Zentren selbst ändern. Darüber sollten — 
im Hinblick auf die westliche Hemisphäre — 
auch Äußerungen Präsident Nixons nicht hin-
wegtäuschen, daß die USA die Pluralität poli-
tischer und sozioökonomischer Ordnungen in 
Lateinamerika dulden wollten. Maßstab der 
Toleranz werden auch weiterhin die US-ame-
rikanischen Interessen sein, woran Nixon in 
seiner außenpol

66

itischen Botschaft an den 
Kongreß am 9. Februar 1972 keinen Zweifel 
gelassen hat ).

65) Zu diesem Begriff — ohne hier auf seine Pro-
blematik eingehen zu können — vgl. J. Galtung, 
a. a. O. (Anm. 1).
66) Vgl. Dieter Oberndorfer, Die Lateinamerika-
politik der USA: Bilanz und neuere Entwicklung, 
in: Jahrbuch für Amerikastudien, Bd. 18, 1973,
S. 25—45, der, wenn auch vorsichtig abwägend 
(S. 40 ff.), zu einer anderen Einschätzung gelängt. 
Ihm ist zuzustimmen, daß die USA, wie im Falle 
Chiles evident geworden ist, auch in Zukunft dazu 
neigen könnten, subtilere, unterhalb der Schwelle 
einer bewaffneten Intervention liegende Mittel der 
Interessendurchsetzung anzuwenden. Vermutlich 
werden die USA das zunehmende, auf der OAS- 
Tagung vom Februar 1974 in Mexiko-Stadt sehr 
deutlich gewordene Selbstbewußtsein der Latein-
amerikaner stärker in Rechnung stellen müssen. 
Die auch sozialistische Elemente enthaltenden Re-
formen der peruanischen Militärs haben sie bisher, 
wenn auch widerstrebend, toleriert.

Die Ordnungs- und Wertesysteme der Zen-
tren sind für die Peripherien in der Charta der 
OAS bzw. in den „Allgemeinen Gesetzmäßig-
keiten der sozialistischen Revolution und des 
sozialistischen Aufbaus" als richtungsweisend 
definiert. Dabei ist allerdings folgendes fest-
zustellen: In der westlichen Hemisphäre sind 
die politisch-ideologischen Gemeinsamkeiten 
in der Substanz sehr gering; die USA nehmen 
auch autoritäre und diktatorische Regime hin, 

wenn sie nur antikommunistisch sind, so daß 
das „amerikanische System" de facto eine 
Fiktion ist. Konstitutionalismus und Liberalis-
mus haben in vielen lateinamerikanischen 
Staaten eine nur formale Bedeutung; die ih-
nen entsprechenden Verhaltensnormen wie 
Respektierung der Verfassung, Schutz der 
Menschen- und Bürgerrechte, allgemeines und 
gleiches Wahlrecht, Duldung einer Opposi-
tion sind dort weit davon entfernt, Richt-
schnur politischen Handelns zu sein. In Osteuro-
pa dagegen sind Ein-Partei-Staat und Kollek-
tivismus weitgehend akzeptierte und verwirk-
lichte Ordnungsformen. Die politisch-ideolo-
gische Kohärenz der Staaten des Warschauer 
Pakts ist deshalb weitaus dichter als diejeni-
ge der OAS-Mitglieder, mag auch die Sowjet-
union Abweichungen von ihrem Modell tole-
rieren, wie im Falle der Eigentumsverhältnis-
se in der polnischen Landwirtschaft, die größ-
tenteils privater Natur sind, oder — wenn 
auch neuerdings mit einschränkender Tendenz 
— im Falle der ungarischen Wirtschaftsreform, 
mit der dem Markt eine relativ weitgehende 
Regelungsfunktion zugestanden wurde.
Die Systemdefinition der Charta bzw. der 
„Gesetzmäßigkeiten“ sind also Interpretatio-
nen und Abweichungen gegenüber offen - 
wenn auch in unterschiedlichem Maße, denn 
auf eine einfache „Formel" gebracht: Latein-
amerika soll alles sein können, nur nichtsozia-
listisch-kommunistisch; Osteuropa aber nur 
sozialistisch in der sowjetischen Definition 
Die Interpretationsbreite ist indessen hier wie 
dort kein zuverlässiger Indikator für die von 
den USA bzw. der Sowjetunion tolerierte in-
nen- und außenpolitische Bewegungsfreiheit 
Die Unsicherheit über die Höhe der Toleranz-
schwelle, die je nach dem Eigeninteresse des 
Zentrums zu einem bestimmten Zeitpunkt ver-
schieden sein kann, verschafft den Zentren ei-
nen weiteren Vorteil bei der Kontrolle über 
ihre Peripherien.
Die Realisierung der u. a. auch durch die bei-
den Doktrinen begründeten asymmetrischen 
Interaktionsmuster — im Sinne einer Befol-
gung einer im Zentrum getroffenen Entschei-
dung — erfolgt vor allem mittels einer Har-
monisierung der Eliten der Peripherie mit 
denjenigen des Zentrums. Die USA wie auch 
die Sowjetunion unterhalten in den periphe-
ren Staaten „Brückenköpfe“ in Gestalt zen-
trumsorientierter, zu Gehorsam und Nachah-
mung bereiter Eliten: in Lateinamerika sind 
es Politiker, Unternehmer, Großgrundbesitzer 
und überwiegend für „law and order“ eintre-
tende Militärs; in Osteuropa die kommunisti 



sehen Parteien. Hier vermittelt das interpar-
teiliche Dependenzverhältnis das interstaatli-
che. Die kommunistischen Parteien der sowje-
tischen Peripherie haben die Macht nicht 
ohne Hilfe der Sowjetunion errungen; mögli-
cherweise sind sie — wie die Ereignisse in 
Ungarn 1956 gezeigt haben — auch nur mit 
Hilfe der Sowjetunion imstande, sie zu be-
haupten. Zumindest ihre Moskauer Flügel er-
blicken im Sozialismus der Sowjetunion das 
Sozialismusmodell par excellence, betrachten 
die KPdSU als die Mutterpartei und stellen 
deren Führungsanspruch nicht in Frage. Zwar 
wird für alle herrschenden kommunistischen 
Parteien eine Verantwortlichkeit für ihre 
Handlungen gegenüber allen sozialistischen 
Staaten postuliert67 ), aufgrund der asymme-
trischen Struktur der Parteibeziehungen in-
nerhalb des Warschauer Pakts und in Anbe-
tracht der ungleichen Verteilung der Macht-
mittel kann fehlendes Verantwortungsbe-
wußtsein de facto nur von der Sowjetunion 
mit Sanktionen belegt werden. Einen beson-
ders hohen Grad der Penetration erreicht die 
Sowjetunion zudem dadurch, daß die von ihr 
abhängigen regierenden kommunistischen 
Parteien über ein Kommunikationsmonopol 
verfügen, über das sie die vom Zentrum ge-
setzten Ziele und Werte weiterleiten. (Als die 
tschechoslowakischen Kommunisten die Kon-
trolle über die Massenmedien lockerten, 
stand der Sowjetunion dieses Mittel der Au-
ßensteuerung nicht mehr zur Verfügung, ja es 
wendete sich gegen sie.)

68) Vgl. Charta Art. 15 bis 17, einerseits; Art. 19 
und Art. 25, unter Verweis auf einschlägige Ver-
einbarungen, andererseits.
69) So z. B. V. Kudriavcev, in: Izvestija, 28. August 
1968. Hinsichtlich einer Stellungnahme gegen den 
Mißbrauch des Warschauer Pakts zur Intervention 
in der Tschechoslowakei vgl. die Erklärung der 
Großen Nationalversammlung der Sozialistischen 
Republik Rumänien vom 22. August 1968, in: 
Meissner, a. a. O. (Anm. 32), S. 151—158, 154 f.
70) Vgl. Schweisfurth, a. a. O. (Anm. 35).

Das identische Interesse von Eliten im Zen-
trum und in der Peripherie an der Aufrechter-
haltung einer bestimmten Ordnung läßt das 
Prinzip der Nichteinmischung als gewahrt er- 
scheiner. Die USA konnten sich bei ihrem 
Eingreifen in der Dominikanischen Republik 
auf einen Teil der dominikanischen Streit-
kräfte — die Luftwaffe und Marine — stützen; 
die Sowjetunion versuchte, ihre Intervention 
durch den Reformkurs ablehnende tschecho-
slowakische Kommunisten sanktionieren zu 
lassen und stellte weitgehend mit deren Hilfe 
die früheren Zustände wieder her. Die Ausbil-
dung von lateinamerikanischen Offizieren in 
den USA, die Schulung osteuropäischer Par-
teifunktionäre in der Sowjetunion dienen der 
Begründung und Festigung der Zentrums-
orientierung.

Die Außensteuerung schlägt sich schließlich 
auch darin nieder, daß sich die Beziehungen

67) Erklärung der kommunistischen Parteien vom 
Dezember 1960, a. a. O. (Anm. 39), S. 71. 

zwischen den peripheren Ländern im wesent-
lichen über die Zentren abwickeln — derjeni-
gen Lateinamerikas in Anbetracht der zuneh-
menden Integrationsansätze, insbesondere im 
Rahmen der 1969 gegründeten Andengruppe, 
allerdings mit abnehmender Tendenz, derjeni-
gen Osteuropas nach wie vor. Die häufigen 
Treffen der kommunistischen Parteiführer aus 
den Mitgliedstaaten des Warschauer Pakts 
in Moskau sind ein anschauliches Beispiel 
hierfür.

Zur Abwehr von für das Wertesystem und 
die Sicherheit der Zentren unakzeptabler Ein-
flüsse stehen den Zentren Bündnissysteme zur 
Verfügung in Gestalt der OAS bzw. des War-
schauer Pakts. Beiden Bündnissen ist gemein-
sam: eine das asymmetrische Muster der Be-
ziehungen zwischen den USA und Lateiname-
rika bzw. der Sowjetunion und den Staaten 
Osteuropas (mit Ausnahme Albaniens und Ju-
goslawiens) widerspiegelnde hierarchische 
Struktur und eine sowohl nach außen wie 
auch nach innen, also gegen die jeweilige Pe-
ripherie gerichtete Wirksamkeit. Sie .unter-
scheiden sich jedoch in folgendem: Während 
die Verpflichtung zur gegenseitigen Achtung 
der Souveränität und territorialen Integrität 
sowie der Verzicht auf Einmischung in die 
inneren Angelegenheiten eines Signatarstaats 
einerseits und die eine solche Einmischung 
implizierende Beistandspflicht zwecks Ge-
währleistung der vom Zentrum als „system- 
konform" qualifizierten und akzeptierten Ord-
nung einer peripheren Mitgliedstaats anderer-
seits bei der OAS vertraglich verankert 
wird68), werden Recht und Pflicht zur Inter-
vention zum Schutz der sozialistischen Ord-
nung eines Mitgliedstaats des Warschauer 
Pakts für den Fall einer Bedrohung von innen 
von den Sowjets einseitig durch eine Inter-
pretation des Vertragszwecks aus den Prinzi-
pien des „proletarisch-sozialistischen Inter-
nationalismus" heraus abgeleitet69). Eine völ-
kerrechtliche Wirksamkeit entfalten diese 
durch Vereinbarung zwischen politischen Par-
teien, also nicht Völkerrechtssubjekten, zu-
stande gekommenen Prinzipien nicht 70). In-



dessen ist festzustellen, daß sowjetischerseits 
der Versuch unternommen wurde, den Begriff 
der Aggression bzw. des bewaffneten Über-
falls, der nach Art. 51 der UN-Charta, auf den 
sich Art. 4 des Warschauer Vertrags vom 
14. Mai 1955 stützt, eine individuelle und kol-
lektive Selbstverteidigung rechtfertigt, inhalt-
lich auszudehnen auf „Formen subversiver 
Tätigkeit unter Anwendung bewaffneter Ge-
walt mit dem Ziel, einen inneren Umsturz in 
einem anderen Staat zu fördern“ 71).

Für beide Bündnisse wird das individuelle 
und kollektive Interventionsrecht damit ge-
rechtfertigt, daß die Gefährdung eines Teils 
des jeweiligen Systems eine Bedrohung des 
gesamten Systems impliziert. Die kollektive 
Aktion soll verhindern, daß eine Intervention 
des Zentrums als eine einseitige und damit 
»imperialistische" Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten eines Staates denunziert 
werden kann. So wurde die innere Entwick-
lung in der Tschechoslowakei im „Warschau-
er Brief“ der kommunistischen Parteien der 
Sowjetunion, Polens, Ungarns, Bulgariens und 
der DDR vom 15. Juli 1968 zur „gemeinsamen 
Angelegenheit“ der Mitgliedstaaten des 
Warschauer Pakts erklärt72 ). Die USA ha-

ben, insbesondere bei ihren Bemühungen um 
eine Isolierung Kubas, zu erkennen gegeben, 
daß sie in völliger Übereinstimmung und 
Partnerschaft mit den lateinamerikanischen 
Ländern handeln wollten — allein schon um 
die Präventivfunktion der Monroe-Doktrin 
wieder effizient zu machen. Es zeigte sich je-
doch, daß die USA in der Kuba-Krise, prak-
tisch aber auch im Falle der Dominikanischen 
Republik unter Verletzung der OAS-Charta 
im Alleingang gehandelt haben, denn die 
OAS wurde erst in einer späteren Phase ein-
geschaltet. Die Sowjetunion hat zwar ihr Vor-
gehen gegen die Tschechoslowakei mit den 
Ländern des Warschauer Pakts (mit Ausnah-
me Rumäniens) vorher abgestimmt und im 
Zusammenwirken mit ihnen gehan
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delt, den 
Beschluß zur Invasion hat sie letztlich aber 
allein gefällt ). Die Nichtbefassung des Poli-
tischen Konsultativausschusses des War-
schauer Pakts sowie die Unterstellung der In-
terventionstruppen unter das Kommando des 
Oberbefehlshabers der sowjetischen Land-
streitkräfte — und nicht unter dasjenige des 
Oberbefehlshabers der Streitkräfte des War-
schauer Pakts — war insofern konsequent, als 
eine Zuständigkeit des Warschauer Pakts 
nicht begründet war.

V. Schlußbetrachtung'

Abschließend seien aus den Funktionen und 
Implikationen von Monroe-Doktrin und 
Breschnjew-Doktrin einige Folgerungen für 
die Bedingungen von Frieden gezogen. Dar-
stellung und Gegenüberstellung beider Dok-
trinen und ihrer Wirkungen zeigen, daß das 
Muster der intraregionalen Beziehungen in 
der westlichen Hemisphäre und in Osteuropa 
asymmetrisch ist. Diese Asymmetrie liegt be-
gründet in dem Anspruch der Zentren USA 
und Sowjetunion auf den Vorbildcharakter 
ihrer politischen und sozioökonomischen Ord-
nungen, den sie mit Hilfe ihres überlegenen 
militärischen Potentials durchzusetzen vermö-
gen, dem sich indessen die peripheren Länder 
ohne Zustimmung der Zentren nicht entziehen 
können. Diese Zustimmung ist solange nicht 

71) So der von der sowjetischen Delegation auf der 
Tagung eines UN-Sonderausschusses im Februar/ 
März 1969 vorgelegte Entwurf zur Definition der 
Aggression; vgl. V. Chkhikvadze, O. Bogdanov, 
Definition of Aggression — An Important Instru-
ment in the Struggle for Peace, in: International 
Affairs (Moskau), 1969, 7, S. 27—32, 28.
72) A. a. O. (Anm. 45), S. 48. 

zu erwarten, wie die Zentren die Gleichartig-
keit der inneren Ordnungen in den Ländern 
ihrer Peripherien als notwendige Vorausset-
zung ihrer Sicherheit — aber auch ihrer wirt-
schaftlichen Prosperität — betrachten. Das Si-
cherheitsinteresse besteht in der Immunisie-
rung der eigenen Ordnung vor systemfremden 
Einflüssen auch aus der eigenen Peripherie. 
Darüber was „freedom and happiness" sind, 
bestimmen in Anbetracht der ungleichen 
Machtverteilung die beiden Zentren. Die Ein-
schränkung des Selbstbestimmungsrechts 
bleibt solange unangefochten, wie es den Eliten 
in den Zentren gelingt, die Eliten in den Peri-
pherien zu harmonisieren. Stellen letztere den 
Vorbildcharakter und Missionsdrang der Zen-
tren in Frage und versagen die Zentren die 
Emanzipation, so kann aus der in der Struktur 
der Beziehungen begründeten latenten Gewalt 
ein manifester Konflikt erwachsen, der im Ex-
tremfall unter Anwendung von Waffen unter-
drückt wird. Der Abbau konfliktträchtiger 
interstaatlicher Dependenzverhaltnisse er-

”) Vgl. Pravda, 28. August 1968. 



scheint daher zwar noch keine hinreichende
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, 
aber eine notwendige Bedingung von Frieden 
zu sein ) .
Der dem Frieden abträgliche Charakter intra-
regionaler Abhängigkeitsverhältnisse laßt sich 
mit einem aktuellen Bezug wie folgt ver-
anschaulichen: Aus sowjetischer Sicht „ver-
bindet sich das Prinzip des proletarisch-sozia-
listischen Internationalismus organisch mit 
dem Prinzip 75 der friedlichen Koexistenz" ). 
Die in den bilateralen Verträgen der Sowjet-
union mit den übrigen Staaten des Warschau-
er Pakts, wie vor allem im sowjetisch-tsche- 
choslowakischen Vertrag vom Mai 1970, ver-
ankerte Dependenz gewährleistet zwar die 
Geschlossenheit des osteuropäischen Staaten- 
Systems und vergrößert damit die Bereitschaft 
der Sowjetunion, der osteuropäischen Peri-
pherie eine Systemgrenzen überschreitende 
Kooperation zu erlauben, wie sie im Rahmen 
der Konferenz für Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa angestrebt wird. Auch könn-
te die Institutionalisierung der Zusammenar-
beit nach gesamteuropäisch abgestimmten Re-
geln nationalistische Strömungen in Osteuro-
pa auffangen. Andererseits neigt die Sowjet-
union dazu, die Bemühungen des regionalen 
Teilsystems Westeuropa um eine Kooperation 
im wirtschaftlichen, technisch-wissenschaftli-
chem, ökologischen und kulturellen Bereich 
als Absicht zu denunzieren, die Dependenz-
verhältnisse in Osteuropa aufzuweichen 76 ). 
Eine solche Wirkung könnte in der Tat dann 
eintreten, wenn durch eine verstärkte Zusam-
menarbeit der europäischen Subsysteme eine 
weitere Entspannung erreicht würde und da-
mit für die Länder Osteuropas die Vergünsti-
gung eines militärischen Schutzes durch die 
Sowjetunion als ein die Abhängigkeit teilwei-
se kompensierendes Element nicht mehr be-
stimmend sein würde; mit anderen Worten:

74) Regionalorganisationen müßten, worauf schon 
früh Ernst Fraenkel hingewiesen hat, „genossen- 
schaftlich" statt „herrschaftlich" strukturiert sein, 
um friedenserhaltend zu sein. Vgl. Fraenkels Auf- 
satz „Regionalpakte und Weltfriedensordnung", in 
Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, 2 (1954), S. 34 
bis 54, 52 1.

75) N. Inozemcev, in: Pravda, 9. Juni 1972. 

wenn sicherheitspolitische Erwägungen und 
die daraus resultierende Hinnahme der De-
pendenz in einem interagierenden gesamteu-
ropäischen Siche

77
rheitssystem an Relevanz 

verlören ).
Darüber hinaus könnte eine fortschreitende 
intersystemare Kooperation mit dem ein sym-
metrisches Interaktionsmuster aufweisenden 
Westeuropa in Osteuropa den Wunsch nach 
einer Revision des Abhängigkeitsverhältnis- 
ses stimulieren. Das würde vermutlich jedoch 
eine Konfliktsituation erzeugen, denn aus der 
Perspektive sowjetischer Interessen darf eine 
solche Kooperation nicht in ein Herausbre-
chen eines osteuropäischen Landes aus dem 
von der Sowjetunion kontrollierten Staaten-
system munden. Die Möglichkeit einer sol-
chen Geiahr könnte zu einer Verschärfung 
der sowjetischen Neigung zur Repression füh-
ren. . Das wiederum könnte die Chancen 
Osteuropas zur Kooperation und die Bereit-
schaft Westeuropas hierzu negativ beeinflus-
sen.
Andererseits ist nicht zu übersehen, daß der 
Monroe-Doktrin und der Breschnjew-Doktnn 
auch friedensfördernde Elemente eigen sind. 
Die die „pax americana" bzw. „pax sovietica" 
gewährleistenden Doktrinen sind funktional 
für ein zumindest konfliktarmes Verhältnis 
der beiden Zentren USA und Sowjetunion zu-
einander. Denn beide Doktrinen zielen darauf 
ab, Einflußsphären abzugrenzen und zu stabi-
lisieren. Sie signalisieren den peripheren 
Staaten die Grenzen einer Akzentuierung na-
tionaler Interessen und dem weltpolitischen 
Kontrahenten die Schranken für eventuelle 
Expansionsgelüste. So bilden die beiden Dok-
trinen und ihre wechselseitige Anerkennung 
die Grundlage, auf der zwischen den beiden 
Zentren friedliche Koexistenz praktizierbar 
wird.

76) Vgl. A. Sovetov, Peaceful Coexistence — A 
Real Factor in International Relations, in: Inter-
national Affairs (Moskau), 1972, 9, S. 9—17, 14, 16.
77) Vgl. in diesem Zusammenhang Gerda Zellentin, 
Intersystemare Kooperation und Frieden in Europa. 
Hypothesen zum gesamteuropäischen Regionalis- 
mus, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 36 73 
v. 8. 9. 1973, S. 31—37, 32 ff.



Wichard Woyke

Frankreichs Außenpolitik seit dem Rücktritt de Gaulles

Als General de Gaulle am 27. April 1969 nach 
dem gescheiterten Referendum über die Se-
natsreform das Amt des Staatspräsidenten 
niedergelegt hatte, glaubten viele Beobachter 
der französischen Politik, daß nun eine Ände-
rung der als nationalistisch, starrsinnig, dog-
matisch u. ä. titulierten Außenpolitik die Fol-
ge wäre. Die vom neuen Staatspräsidenten 
Pompidou praktizierte Politik wurde dann 
auch allgemein als pragmatischer eingestuft. 
Doch Frankreichs Nichtteilnahme an den 
Wiener MBFR-Verhandlungen, die von den 
anderen europäischen Staaten abweichende 
Haltung auf der Washingtoner Energiekonfe-

renz, das Ausscheren aus dem europäischen 
Floatingblock, die bilateralen Verträge mit ei-
nigen Erdöl produzierenden Ländern sowie 
das Auftreten des ehemaligen Außenministers 
Jobert erinnerten an die Zeit de Gaulles. An-
gesichts des Todes Georges Pompidous und 
der Wahl Giscard d' Estaings, erster Nicht-
gaullist als Präsident in der gaullistischen V 
Republik, stellt sich dem Beobachter die Fra-
ge, wie die Erben de Gaulles die französi-
sche Außenpolitik fortgeführt haben und wel-
che Erwartungen an die Außenpolitik des 
neuen Präsidenten und seiner Regierung ge-
stellt werden können.

I. Französische Außenpolitik unter de Gaulle
Seit der Rückkehr General de Gaulles an die 
Staatsspitze im Sommer 1958 wurde die Au-
ßenpolitik der V. Republik bis zu seinem Rück-
tritt nadihaltig vom General selbst geprägt. 
Außenpolitik war neben der Verteidigungs- 
und Verfassungspolitik eine „domaine re- 
serve“ des Staatspräsidenten, d. h., daß die Re-
gierungen und die sie tragenden Parteien 
während der Präsidentschaft de Gaulles zu 
Ausführungsorganen der im Elysee-Palast kon-
zipierten Außenpolitik wurden.
Für de Gaulle sollte sich Außenpolitik in et-
wa an die traditionelle „realistische Schule" 1) 
anlehnen. „Danach ist Macht der Schlüssel 
für Einfluß. Ideologien sind nur Wolken na-
tionalen Ehrgeizes, nationale Sicherheit wird 
am besten durch traditionelle Methoden ge-
währleistet — nämlich durch das Gleichge-
wicht der Kräfte, Kabinettsdiplomatie, Koali-
tionen und durch das Konzert der Großmäch-
te." 2)
Ausgangspunkt für de Gaulles Außenpolitik 
war die Überlegung, daß das nach dem Zwei-
ten Weltkrieg entstandene, von den USA und 
der UdSSR dominierte internationale System 
auf Dauer keinen Bestand habe und daß des-

*) Der wichtigste Vertreter dieser Schule ist H. J. 
Morgenthau, Macht und Frieden — Grundlegung 
einer Theorie der Internationalen Politik, Güters-
loh 1963.
2) Wilfrid L. Kohl, France and European Security: 
de Gaulle and after, in: T. R. Fox, Warner R. Schil-
ling, European Security and the Atlantic System, 
New York 1973, S. 120. 

halb eine Änderung dieses Systems vorge-
nommen werden müsse. Ziel de Gaulles war 
es, nicht nur für Frankreich die Unabhängig-
keit zu erkämpfen — und hier hatte der fran-
zösische Staatspräsident vor allem die Unab-
hängigkeit von den USA im Auge —, sondern 
„durch Auflockerung der Bindungen inner-
halb des Westens und Zurückdrängung des 
amerikanischen Einflusses in Europa bei 
gleichzeitiger Öffnung nach Osten die von 
den Supermächten geführten bewegungsunfä-
higen Blöcke aufzulockern und das starre bi-
polare System in Europa durch ein flexibles 
Sy
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stem bilateraler Beziehungen zwischen Ost 

und West zu ersetzen" ).
De Gaulle versuchte also sowohl in Europa 
als auch in der übrigen Welt ein neues 
Gleichgewicht zu erzielen, um in diesem Sy-
stem Frankreich die ihm zugedachte Auf-
gabe erfüllen zu lassen. Französische Außen-
politik muß also in der Zeit von 1958 bis 1969 
unter dem Oberbegriff „Unabhängigkeit“ sub-
sumiert werden. Durch die Wiedergewinnung 
dieser Unabhängigkeit sollte Frankreich im 
Rahmen der fünf ständigen Sicherheitsrats-
mitglieder der Vereinten Nationen seine Zu-
gehörigkeit zu den Weltführungsmächten 
ebenso wie durch die Führungsrolle in Euro-
pa dokumentieren. Der Anspruch der Unab

3) Dieter Dettke, Politische Interessen fremder 
Mächte — Westmächte, in: Außenpolitische Per 
spektiven des westdeutschen Staates — Der Zwang 
zur Partnerschaft, München/Wien 1972, S. 43. 



hängigkeit Frankreichs korreliert mit dem 
zweiten »Dogma“ gaullistischer Außenpolitik, 
nämlich der „Größe" Frankreichs. Die vielzi- 
tierte Stelle aus de Gaulles
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 Kriegsmemoiren: 
.Mein ganzes Leben habe ich eine gewisse 
Idee von Frankreich. Das Gefühl sagt es mir 
ebenso wie die Vernunft ... Kurz, Frankreich 
kann nicht Frankreich sein ohne Größe" ), 
belegt in eindrucksvoller Weise dieses Dog-
ma.
De Gaulles Außenpolitik laßt sich in drei 
Phasen einteilen. In der ersten Phase, die von 
1958 bis 1961/62 datierte, versuchte Frank-
reich, größeren Einfluß innerhalb des westli-
chen Bündnisses und damit auch innerhalb 
des internationalen Systems zu erzielen. In 
der zweiten Phase, die von 1962 bis 1960 ver-
lief, verlagerte sich das Schwergewicht der 
französischen Außenpolitik auf Europa, ohne 
natürlich die globalen oder — gaullistisch 
gesprochen — planetarischen Interessen 
Frankreichs zu vernachlässigen. Schließlich 
begann ab 1968 die Modifizierungsphase, die 
bis zu de Gaulles Rücktritt betrieben wurde 
und auf der sein Nachfolger Georges Pompi-
dou aufbauen konnte.

1. Frankreichs Versuch der Positions-
verbesserung

Bis 1962 wurden alle außenpolitischen Hand-
lungen Frankreichs durch den seit Ende 1954 
andauernden Algerienkrieg bestimmt und ab-
sorbiert. Um so erstaunlicher und um so wi- 
dersprüchlicher mag dem Beobachter die Poli-
tik de Gaulles erscheinen, wenn man sich 
vergegenwärtigt, daß im September 1958 der 
damalige französische Ministerpräsident de 
Gaulle die Bildung eines Dreierdirektoriums 
innerhalb der NATO forderte, das — aus den 
USA, Großbritannien und Frankreich beste-
hend — die wichtigsten NATO-Probleme vor-
strukturieren sollte. Die Durchsetzung dieser 
Forderung hätte bedeutet, daß Frankreich in-
nerhalb der Atlantischen Allianz eine beson-
dere Rolle zügestanden worden wäre, die es 
duigrund seiner schwachen innenpolitischen 
Konstellation gar nicht hätte ausfüllen kön-
nen, und daß außerdem gleichzeitig eine Dis-
kriminierung anderer NATO-Staaten stattge-
funden hätte. Die Forderung nach Mitsprache 
in diesem Dreierdirektorium hätte gleichzeitig 
dl Konsolidierung der Blöcke zur Folge ge- 
habt, also gerade das Gegenteil des von de 
Gaulle verfolgten Ziels.

4) Charles de Gaulle, Mmoires de Guerre — 
-Appel 1940—1942, Paris 1954, S. 5.

Somit muß dieser Vorstoß de Gaulles als 
ein Alibi für den ab 1959 sukzessiv erfolgten 
Rückzug aus der NATO-Organisation gesehen 
werden, der es ihm erlaubte; den von ihm 
postulierten Zielen „nationale Unabhängig-
keit" und „Größe Frankreichs" näherzukom-
men. Gleichzeitig betonte aber de Gaulle auf 
dem Höhepunkt des Kalten Krieges — 1958 
erfolgte die Intervention der Amerikaner im 
Libanon, es gab die Berlin- und Quemoy-Kri- 
se — .die feste Zugehörigkeit zum Atlanti-
schen Bündnis. Diese atlantische Zustimmung 
war aber seitens der Franzosen unbedingt 
notwendig, da auch de Gaulle wußte, daß an-
gesichts der sowjetischen Drohungen auch 
die französische Sicherheit unmittelbar von 
den USA abhängig war.
Parallel zum Vorschlag des Dreierdirekto-
riums für die NATO wurde auch der Aufbau 
einer eigenen, nationalen Atomstreitmacht 
begonnen. Gemäß de Gaulle ist ein Staat nur 
dann wirklich unabhängig, wenn auch seine 
Verteidigung unabhängig ist. Das bedeutet, 
daß ein Land mit den modernsten und wirk-
samsten Waffen, also Atomwaffen, ausgerü-
stet sein muß. So wurde der Aufbau der ,force 
de frappe’ für Frankreich zur absoluten Not-
wendigkeit, Um damit gleichzeitig im Falle ei-
ner Bedrohung oder eines eventuellen Zö-
gerns der Alliierten — und hier konnten nur 
die USA gemeint sein — die nationale Vertei-
digung zu gewährleisten.

2. Schwerpunkt Europa
Nachdem 1962 der Algerienkrieg beendet 
wurde, hatten sich die neuen Institutionen 
ebenso fest wie General de Gaulle etabliert, 
so daß er nun seine außenpolitischen Ziele 
mit noch größerem Nachdruck verfolgen 
konnte. Zunächst setzte Frankreich die 
NATO-Rückzugspolitik fort, um aber gleich-
zeitig die von de Gaulle anvisierte .europä-
ische Lösung' zu erzielen, d. h. ein europä-
isches Gleichgewicht zu schaffen, in dem 
Frankreich seine Führungsrolle geltend ma-
chen konnte. Der General glaubte, daß nun 
eine neue Epoche in der internationalen Poli-
tik begonnen habe, in der sich die Amerika-
ner über kurz oder lang vom europäischen 
Kontinent zurückzögen. Für Europa bedeutete 
dieser Rückzug gemäß de Gaulle die europä-
ische Selbstverteidigung, die aber nur durch 
eine enge Kooperation Frankreichs mit der 
Bundesrepublik verwirklicht werden konnte. 
Da jedoch supranationale oder integrations-
fördernde Institutionen im Gaullismus als 
dem nationalen Interesse entgegenstehend 



gelten, forderte de Gaulle die organisierte Zu-
sammenarbeit zwischen den Staaten Europas 
auf politischem, ökonomischem, kulturellem 
und verteidigungspolitischem Gebiet. Doch 
diese von de Gaulles damaligen Minister Fou- 
chet 1961/62 vorgelegten Pläne hätten Kompe-
tenzverluste der EWG zur Folge gehabt und 
wurden insbesondere von Italien, Belgien und 
den Niederlanden abgelehnt; sie verlangten, 
daß „als Kompensation zur fehlenden Supra-
nationalität innerhalb der Politischen Union 
... Großbritannien als Partner akzeptiert 

5würde“ ). Nach dem Scheitern der Fouchet- 
Pläne versuchte de Gaulle seine Europapolitik 
auf der Basis der deutsch-französischen Aus-
söhnung, die mit dem deutsch-französischen 
Vertrag vom Januar 1963 ihren Höhepunkt 
erfuhr.
Doch gerade de Gaulles Europa-Vorstellun-
gen waren es, die bei den europäischen Part-
nern genau das Gegenteil seines anvisierten 
Ziels hervorriefen. Der Schutz, den die franzö-
sische force de frappe der Bundesrepublik 
hätte gewähren sollen, wurde in der Bundes-
republik Deutschland nicht als ausreichend 
angesehen und die Hinzufügung einer Präam-
bel zum deutsch-französischen Vertrag durch 
den Bundestag machte diesen Vertrag in de 
Gaulles Augen fast wertlos. An Stelle der 
Lockerung der Bindungen der europäischen 
Partner zu den USA bewirkte de Gaulle durch 
seine Europapolitik eine noch engere Anleh-
nung der Bundesrepublik und anderer EWG- 
Staaten an die Vereinigten Staaten. Dennoch 
wurde Frankreichs „Größe“ in dieser Zeit 
durch die Ablehnung des britischen EWG- 
Beitritts, die Verhinderung der europäischen 
Integration (z. B. durch die Politik des .leeren 
Stuhls') und die Anerkennung der Volksrepu-
blik China deutlich.

Nachdem de Gaulles Europakonzeption in 
Form der Fouchet-Pläne und dem anschlie-
ßenden deutsch-französischen Bilateralismus 
gescheitert war, begann er Mitte der sechziger 
Jahre mit seinem dritten Europaversuch, der 
auf dem Dreischritt „detente-entente-coopera- 
tion" beruhte und der die Europäisierung der 
deutschen Frage bedeutete. Eine Verringe-
rung der sowjetischen Bedrohung (u. a. durch 
den aufkommenden sowjetisch-chinesischen 
Konflikt), Differenzen mit den europäischen 
Partnern wegen der Beziehungen zu den USA, 
die Spannungen zwischen den USA und der 
UdSSR wegen der multilateralen Atomstreit-

5) Gilbert Ziebura, Die deutsch-französischen Be-
ziehungen seit 1945, Pfullingen 1970, S. 111. 

macht MLF und wegen des Vietnamkrieg 
ließen de Gaulle zu der Überzeugung gela 
gen, daß nun die Zeit für seine Vorstellu 
gen eines Europas vom Atlantik zum Ur 
herangereift war. Es wurde jetzt immer det 
licher, daß der französische Staatspräside 
die nationale und die europäische Unabhä 
gigkeit stärker' durch die USA als durch d 
UdSSR bedroht sah. So erfolgte im Frühjal 
1966 der Rückzug aus der NATO, weil Fran 
reich, wie de Gaulle allerdings wenig übe 
zeugend vorbrachte, nicht in den Vietnan 
krieg oder ähnliche Konflikte einbezoge 
werden wollte. Gleichzeitig mußte aber auc 
Frankreich eine sich ständig verstärkenc 
ökonomische Ausdehnung der USA in Europ 
feststellen, die die europäische Unabhängig 
keit zunehmend bedrohte. Parallel zu diese 
antiamerikanischen Haltung verlief eine Vei 
besserung der französisch-sowjetischen Bezie 
hungen, die mit dem Besuch de Gaulles in de 
UdSSR im Sommer 1966 einen optische 
Glanzpunkt erfuhren, aber über eine Verbes 
serung des Handels zwischen beiden Länden 
nicht hinauskamen und damit das eigentlich 
Ziel nicht erreichten.

3. Das Jahr des Scheiterns — 1968
Nicht erst der Rücktritt de Gaulles im Apn 
1969 bewirkte eine Änderung der französi-
schen Außenpolitik — wie vielfach angenom-
men —, sondern bereits während seiner Amts-
zeit waren es im Jahr 1968 vor allem drei Er-
eignisse, die zu einer Korrektur der gaullisti-
schen Außenpolitik führten: Die Mai-Unruhen 
mit ihren schweren politischen und sozialen 
Konflikten zeigten schlaglichtartig, daß die 
Außenpolitik der „Grandeur" auf tönernen 
Füßen stand und daß die Institutionen der V. 
Republik sich nur dank einer Summe von 
Fehlern der Linken hatten behaupten kön-
nen.
Die Intervention der Warschauer-Pakt-Staa-
ten UdSSR, DDR, Polen, Ungarn und Bulgari-
en im August 1968 in der CSSR machte der 
Weltöffentlichkeit klar, daß de Gaulles Poli-
tik der Auflockerung der Blöcke beim War-
schauer Pakt genau das Gegenteil bewirkte - 
und in der NATO angesichts der vermeintli-
chen Gefahr ein festeres Zusammenrücken 
der im Erosionsprozeß befindlichen NATO- 
Partner hervorrief —, wenngleich der dama-
lige französische Außenminister diese Inter-
vention einen Betriebsunfall nannte. Die Vi-
sion eines Frankreichs als planetarische 
Weltmacht war wie eine Seifenblase verflo-
gen.



Doch vor allem Frankreichs „Goldkrieg" ge-
gen die USA führte zu seiner schwachen Stel-
lung auf der internationalen Bonner Wäh-
rungskonferenz im November 1968: „Insbe-
sondere die Weigerung Westdeutschlands, die 
DM aufzuwerten .... war eine deutliche War-
nung für ein geschwächtes Frankreich über 
den wachsenden politischen Einfluß der Bun-
desr 6epublik." )
So begann bereits während der Präsident-
schaft Charles de Gaulles die Modifizierung 
der französischen Außenpolitik, da der Staats-
präsident erkennen mußte, daß, sein ur-
sprüngliches Konzept auf dem einmal einge-
schlagenen Weg nicht zu verwirklichen war. 
Die einschneidenste Änderung erfolgte gegen-
über den USA und damit verbunden gegen-
über der NATO. Die Änderung der französi-
schen Atomstrategie — Generalstabschef Ail- 
leret hatte sie als Abschreckung in alle Him-
melsrichtungen (defense ä tous azimuts) defi-

niert — in Richtung auf die NATO-Strategie 
der „flexible response", die gemeinsamen Ma-
növer mit NATO-Geschwadern im Mittelmeer 
— das Vordringen sowjetischer Schiffseinhei-
ten bis nach Algerien und vor die französi-
sche Mittelmeerküste ließ Frankreich erst-
mals die bundesdeutsche Sicherheitsposition 
besser verstehen — sowie die politische und 
militärische Entwicklung in Vietnam und die 
amerikanische Währungshilfe für Frankreich 
hatten ebenso zu einer Verbesserung der 
amerikanisch-französischen Beziehungen wie 
zu einer engeren Kooperation mit der NATO 
beigetragen. „Im Hinblick auf die europäi-
schen Institutionen hielt de Gaulle an seiner 
doktrinären Ablehnung der Supranationalität 
fest. Die Verschiebung des Kräfteverhältnis-
ses in Europa veranlaßte ihn zu einer .be-
trächtlichen Öffnung’ gegenüber Großbritan-
nien" stellt Guy de Carmoy für diese Än-
derung in der Europapolitik fest.

II. Die Erben de Gaulles — Außenpolitik unter Pompidou

Der langjährige Premierminister de Gaulles, 
Georges Pompidou, wurde nach dem größten 
Wahlsieg in der französischen Geschichte 
vom General „in die Reserve der Republik" 
versetzt. Diese Zurücksetzung machte den 
Konflikt zwischen de Gaulle und Pompidou 
für jedermann offensichtlich8), der im Januar 
1969 — also noch während der Amtszeit de 
Gaulles — seine Kandidatur für zukünftige, zu 
jenem Zeitpunkt noch für die 1972 vorgesehe-
nen Präsidentschaftswahlen angekündigt hatte, 
„und das Elysee damit zu der geharnischten 
Erklärung provoziert (hatte), de Gaulle geden-
ke sein Mandat bis 1972 auszufüllen“ 9). Doch 
nach dem für die gaullistische Union überra-
schenden Rücktritt des Staatsschefs bot sich 
als einzige Alternative für das gaullistische 
Lager der langjährige Premierminister Pompi-
dou als Präsidentschaftskandidat an. Nur er 
schien der UDR in der Lage, sowohl die Geg-
ner der Linken und der Mitte schlagen zu 
können und gleichzeitig die Kontinuität der 
gaullistischen Politik zu garantieren. Georges 
Pompidou gewann am 15. Juni 1969 im zwei-

9 Kohl, a. a. O„ S. 140.
’) Guy de Cannoy, Die Außenpolitik de Gaulles in 
der Feuerprobe, in: Europa-Archiv, Nr. 13/1969,

*) Vgi. Werner F. Koeng, Duell im Schatten — Der 
Sturz de Gaulles, Bem/Stuttgart 1969.
) Lothar Rühl, Von Charles de Gaulle zu Georges 

Pompidou, in: Europa-Archiv Nr. 14/1969, S. 489.

10) Georges Pompidou, in: Alfred Grosser, La poli- 
tique exterieure de la Ve Republique, Service de 
Polycopie, Paris 1969/70, S. 181.

ten Wahlgang gegen den damaligen Interims-
präsidenten Alain Poher, der auch nach dem 
Tode Pompidous als Interimspräsident fun-
giert hatte. Bemerkenswert an dieser zweiten 
Präsidentenwahl der V. Republik war, daß 
Pompidou einen noch stärkeren Rückhalt in 
der Wählerschaft fand als de Gaulle 1965, 
wenngleich die Enthaltungen bei der 69er 
Wahl relativ hoch waren.

Ebenso wie de Gaulle verstand auch der neue 
Staatschef die Präsidentschaft als Spitze der 
Exekutive, insbesondere in der Außenpolitik. 
Damit wurde das Amt des Staatspräsidenten 
weiterhin im Sinne de Gaulles fortgeführt. 
Pompidou selbst definierte bereits seine Rolle 
als Staatschef Mitte der sechziger Jahre als 
er sagte: „Frankreich hat augenblicklich ein 
Mischsystem gewählt (zwischen dem ameri-
kanischen präsidentiellen und dem britischen 
parlamentarischen System), in dem der 
Staatschef, der die gesamte Politik inspiriert, 
in der allgemeinen Volkswahl die Basis sei-
ner Autorität findet, seine Funktionen aber 
nur mit einer Regierung ausüben kann, die er 
auswählt und ernennt; sicherlich, die aber, 
um von Dauer zu sein, des ständigen Vertrau-
ens der National 10versammlung bedarf." )



Damit galt auch für die gaullistische Union 
weiterhin die „domaine reserv" in der Au-
ßenpolitik, die 1959 auf dem Parteikongreß 
dem damaligen Staatspräsidenten de Gaulle 
zugestandett worden war. Es sollte das Kenn-
zeichen der Präsidentschaft Pompidous wer-
den, daß er wesentlich mehr Gebiete als „do-
maine reserve" als sein Vorgänger an sich 
zog und schließlich darüber auch seine Ziel-
strebigkeit in bestimmten Bereichen verloren 
ging. Sein letzter Außenminister Jobert er-
klärte dazu: „Solange Pompidou im Elysee- 
Palast war, hat er fast die Hälfte seiner Zeit au-
ßenpolitischen Problemen gewidmet. Da ich 
mit ihm gearbeitet habe, interessierte ich 
mich für viele Dossiers, aber ich war nie Spe-
zialist für Außenpolitik. Sie fragen mich, ob 
d
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as meine Außenpolitik war. Nein, es war die 

von Pompidou." )

Der neue Staatschef mußte als Zugeständnis 
für die ihm im Wahlkampf zuteil gewordene 
Unterstützung das Zentrum für Demokratie 
und Fortschritt (CDP) von Jacques Duhamel, 
das eine proeuropäische Politik vertrat, in die 
neu zu bildende Regierung aufnehmen. Es 
zeigte sich jedoch recht bald — sieht man 
sich einmal die Besetzung der für die Außen-
politik relevanten Posten an —, daß Präsident 
Pompidou bewährte Mitarbeiter seiner Pre-
mierministerzeit mit außenpolitischen Aufga-
ben betraute. Sofort nach Pompidous Amts-
übernahme wurde Michel Debre als Außenmi-
nister abgelöst und damit die wohl bedeu-
tendste personalpolitische Maßnahme vorge-
nommen. Der Nachfolger Debres, Maurice 
Schuman, wurde immer als der Außenmini-

ster Pompidous gesehen — und so verstand 
er Sich auch. Für jedermann erkennbar wurde 
die Einflußnahme des Präsidenten bei der Ab-
lösung Schumans, der bei den Parlaments-
wahlen im März 1973 in seinem Wahlkreis 
unterlegen war. Dagegen hängt die Einfluß-
nahme des Premierministers auf die Außenpo-
litik zuallererst von seinem Verhältnis zum 
Staatspräsidenten ab. Unter de Gaulle und 
Pompidou waren die Premierminister aber 
nicht für Außenpolitik zuständig — eine Tat-
sache, die insbesondere während der deutsch-
französischen Routinetreffen immer deutlich 
in Erscheinung trat, weil für den französischen 
Premierminister auf deutscher Seite kein Ge-
sprächspartner zur Verfügung stand.
Mit Michel Jobert wurde im Frühjahr 1973 ei-
ner der engsten Mitarbeiter Pompidous Au-
ßenminister des zweiten Kabinetts Messmer, 
wodurch die extensive Auslegung der Verfas-
sung durch den Staatspräsidenten bestätigt 
wurde, da Jobert weder Parlamentarier noch 
Diplomat war. Ebenso hatte Pompidou auch 
die für die Außen- bzw. Europapolitik so 
wichtigen Kabinettsposten wie die Ressorts 
für Verteidigung und Landwirtschaft mit ihm 
ergebenen Männern wie Galley und Chira 
besetzen können. Wenngleich in der Verteidi-
gungspolitik Michel Debre als Staatsministet 
für nationale Verteidigung bis 1973 den or-
thodoxen Gaullismus durchzusetzen versucht 
hatte, so kann man nach den Parlamentswah- 
len von 1973 mit Henri Menudier feststellen: 
„Von den politischen Strömungen innerhalb 
der gaullistischen Bewegung haben die .Pom-
pidoulisten' die Auß

12
enpolitik fest in der 

Hand.“ )

III. Kontinuität und Öffnung

Ebenso wie die Außenpolitik de Gaulles läßt 
sich auch die Außenpolitik Pompidous in ver-
schiedene Phasen einteilen. Die erste Phase 
dauerte von 1969 bis 1972 und könnte als 
Rückbesinnung auf Europa umschrieben wer-
den, Während die zweite Phase nach dem re-
lativen Mißerfolg über das Europa-Referen-
dum sowie der für Pompidou enttäuschenden 
Pariser Gipfelkonferenz Vom Oktober 1972 
einsetzt. Diese zweite Phase, die eine stärkere 
Rückkehr zu gaullistischen Positionen erken-
nen läßt, ist vielleicht eng durch Pompidous 
persönliches Schicksal bestimmt. Zum ande-

ren wird diese Rückbesinnung auf gaullisti-
sche Positionen durch die zunehmende par-
tielle bipolare Kooperation der beiden Welt-
hegemonialmächte USA und UdSSR bestimmt, 
die schließlich im amerikanisch-sowjetischen 
Nuklearabkommen vom Juni 1973 ihren Hö-
hepunkt erfährt und die durch eine Zunahme 
der Spannungen zwischen den USA und 
Frankreich gekennzeichnet ist.
Die Grundsätze der Außenpolitik, die unter 
Pompidou Geltung haben sollten, legte Au-
ßenminister Schuman in einer Rede vor der 

11) Jobert in einem Interview mit der Wochenzei-
tung Die Zeit’, Nr. 18, V. 26. April 1074, S.3.

12) Henri Menudier. Französische Außenpolitik 
nach den Wahlen vom März 1973, in: Europa-Archiv 
Nr, 13/1973, S. 457.



Nationalversammlung während der Haus-
haltsdebatte im November 1972 offen. Danach 
gab es drei Grundsätze, „auf denen alle unse-
re Direktiven und Initiativen beruhen:
1. Den Dialog der Völker an die Stelle der 

Auseinandersetzung der Blöcke setzen.
2. Unsere Unabhängigkeit bewahren, damit 

wir diesem Ziel näherkommen.
3. Europa anregen und helfen, eine klare 

Stimme vernehmen zu lassen, damit es — 
so wie Frankreich dies seinerseits zu tun 
versucht — mehr und mehr zu einem Bin-
deglied und immer wenig
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er zu einem 

Spielball wird." )
Pompidou wurde zwar als unumstrittener 
Nachfolger innerhalb des gaullistischen La-
gers angesehen — anders als 1974, als nach 
dem Tod Pompidous mit Chaban-Delmas, Ed-
gar Faure und Giscard d'Estaing drei Persön-
lichkeiten aus dem Regierungslager ihren 
Nachfolgeanspruch anmeldeten, außerdem 
Premierminister Messmer seine Kandidatur er-
wog und damit die Zerrissenheit des Regie-
rungslagers offenbar wurde —, doch hatte er 
strukturelle Nachteile gegenüber de Gaulle. 
Zum einen konnte Pompidou als Persönlich-
keit nicht das Prestige und den Respekt sei-
nes Vorgängers erwarten, zum anderen war 
aber Frankreich zu einem Land geworden, das 
in immer stärkerem Ausmaß sich mit innen-
politischen Problemen zu befassen hatte, die 
auch der nachhaltigste Grund für de Gaulles 
Rücktritt waren. Französische Innenpolitik 
heißt aber durch die Mitgliedschaft in der Eu-
ropäischen Gemeinschaft gleichzeitig auch 
französische Europapolitik. Deshalb ist es 
auch verständlich, wenn Pompidou sich insbe-
sondere der Europapolitik widmete.

1. Frankreichs aktive Europapolitik 

.General de Gaulle hinterließ Pompidou auf 
dem Gebiet der Europa-Politik eine negative 
Bilanz: Die Institutionen des Gemeinsamen 
Marktes hatten innerhalb von zehn Jahren ei-
nen Rückschlag erlebt; die Rolle der europä-
ischen Kommission war beschnitten und die 
Bestimmungen über die mehrheitlichen Be-
schlüsse des Ministerrates in der EWG aufge-
hoben worden." 14 ) Wenngleich in dieser 
Aussage des Pariser Politologen Guy de Car- 
moy parteipolitische Kritik mit einfließt — de 

13) Informationsblätter, hrsg. von der Französischen 
Botschaft in Bonn, Nr. 113 v. 30. November 1972, 
S. t.

14) Guy de Carmoy, Französische Außenpolitik un- 
ter Georges Pompidou, in: Europa-Archiv Nr. 
>9/1970, S. 717.

Carmoy ist Vertreter der damals in Opposi-
tion stehenden Zentristen —, so wird doch de 
Gaulles spezifische Europapolitik in dieser 
Formulierung deutlich. Anders als der Gene-
ral vertrat Pompidou nicht solch nebulöse 
Vorstellungen eines Europa vom Atlantik 
zum Ural, sondern wenn er von Europa 
sprach, meinte er zuallererst West-Europa.
In seiner ersten Pressekonferenz als Staats-
präsident sagte Pompidou, daß es vor allem 
darum ginge, den Aufbau der EWG fortzuset-
zen, eine Vertiefung der bestehenden Institu-
tionen zu erreichen und erst als dritte Aufga-
be eine Erweiterung der EWG zu fördern15 ). 
Wer aber glaubte, daß nach dem Ausscheiden 
de Gaulles die Hindernisse für eine europä-
ische Integration auf supranationaler Basis be-
seitigt wären, wurde bald eines besseren be-
lehrt. Die auf Initiative des neuen französi-
schen Staatspräsidenten einberufene Haager 
Gipfelkonferenz im Dezember 1969 machte 
das neue französische Europaverständnis 
deutlich. Hinsichtlich der europäischen Zu-
sammenarbeit stellte Pompidou fest: „Alle eu-
ropäischen Aktionen, die wir unternehmen, 
dienen unserer Entwicklung, aber auch der 
politischen Stellung Europas in der Welt, 
denn wir müssen es vermeiden, uns von der 
Außenwelt abzuschließen ... Europa muß sich 
in den Dienst der Entspannung stellen, und 
um unsere Einheit zu zeigen, müssen wir be-
sondere Gesten, z. B. den freien Verkehr der 
Menschen vollbringen, indem wir alle Grenz-
kontrollen abschaffen. Die Außenminister sol-
len in regelmäßigen Abständen Zusammen-
treffen, um über die Probleme der Außenpoli-
tik und über die Beziehungen Europas mit der 
übrigen Welt, besonders mit den Vereinigten 
Staaten und den Ländern des Ostens, zu dis-
kutieren, den Versuch zu unternehmen, die 
Außenpolitik zu harmonisieren, und um sich 
auf jeden Fall über die jeweilige Politik der 
anderen Länder zu unterrichten." Und hin-
sichtlich des ökonomischen Bereichs sagte 
Pompidou: „Wir müssen alles tun, um unsere 
Wirtschaftspolitik zu koordinieren, und wir 
müssen systematische und regelmäßige Tref-
fen unserer Finanz- und Wirtschaftsminister 
organisieren, z. B. zweimal im Jahr, um über 
die Expansion unserer Wirtschaft und die 
Harmonisierung unserer Wachstumsraten zu 
sprechen." 16)

15) Vgl. Archiv der Gegenwart (AdG) v. 11. Juli 
1969, S. 14798.

16)  AdG v. 4. Dezember 1969, S. 15096.

Deutlicher, wenngleich immer noch unver-
bindlich, wurde Pompidou in einer Rede 1970 *



in Straßburg, als er sagte: .Um welches Euro-
pa kann es sich handeln, wenn nicht um ein 
Europa, das souveräne Staaten gruppiert, die 
die Senkung der sie trennenden Schranken 
frei akzeptieren und schrittweise ihre Agrar-, 
Währungs-, Industrie- und Sozialpolitik mit-
einander abstimmen, um mit Nüchternheit, 
d. h. mit Vorsicht, und stufenweise zu einer 
Union zu gelangen, die, wenn sie sich genü-
gend in Tatsachen und im Geiste bestätigt 
hat, aber nur dann, ihre 
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eigene Politik, ihre 
eigene Unabhängigkeit, ihre eigene Rolle in 
der Welt haben können wird." )
Damit wurde klar, daß sich Pompidou im Mo-
dus von seinem Vorgänger unterschied, daß 
er aber das gaullistische Ziel von der Harmo-
nisierung der Außen- und Wirtschaftspolitik 
der EWG-Partnerländer nicht aus den Augen 
gelassen hatte. Er wollte zwar eine engere 
Zusammenarbeit der EWG-Partner als de 
Gaulle, aber auch er lehnte als Gaullist die 
Integration ab. Ihm schwebte eine Konfödera-
tion vor, deren Endstufe aber nie genau von 
ihm definiert worden ist. Daran läßt sich ab-
lesen, daß Pompidous Handeln stärker prag-
matisch orientiert war als das des General?, 
und daß er sich sogenannten Sachzwängen 
einsichtiger gegenüber zeigte. Pompidou hatte 
erkannt, daß die klassische Außen- und 
Militärpolitik — von de Gaulle noch als Ga-
ranten der nationalen Unabhängigkeit ange-
sehen — nicht mehr die alles allein bestim-
menden Faktoren für die Entwicklung und Zu-
kunft eines Nationalstaats darstellten, son-

17) AdG v. 2. Juli 1970, S. 15576. 

dem daß die ökonomische Potenz eines Landes 
und der damit verbundene soziale Frieden ein 
immer stärkeres Gewicht erhalten.

Der nach dem Rücktritt de Gaulles unter 
Pompidou entwickelte „nationale Realismus' 
bedeutete Einsicht in bestehende ökonomi-
sche Verhältnisse. Pompidou verstand dem-
entsprechend Europapolitik zuallererst als 
Chance, eine Wandlung der französischen 
Wirtschaft vorzunehmen, um damit Frank-
reichs führende Position in Europa aufrecht-
zuerhalten bzw. wiederzugewinnen. Deshalb 
ist auch die Reihenfolge der Entwicklung der 
Europäischen Gemeinschaft für Frankreich 
von so großer Bedeutung. Die französische 
Forderung nach Vertiefung der EWG als er-
sten Schritt bedeutete konkret die endgültige 
Finanzregelung der gemeinsamen Agrarpolitik 
noch vor dem 1. 1. 1970, d. h. dem Inkrafttre-
ten einer neuen Stufe der Entwicklung der 
EWG. Die Landwirtschaftspolitik war es vor 
allem, die Frankreich den größten Nutzen von 
allen EWG-Partnern brachte, und so versteh! 
man auch Premierminister Messmer, als er im 
Marz 1973 vor der Nationalversammlung mit 
Nachdruck erklärte; „Die Konsolidierung und 
Fortsetzung der gemeinsamen Agrarpolitik ist 
notwendig, und nichts wird uns dazu bringen, 
auf die Absatzmärkte, die Europa für unsere 
Überschüsse bietet, und auf die gesicherten 
Einkünfte, die es unseren Landwirten garan-
tieren muß, zu verzichten." 15) Tabelle 1 und 
Tabelle? verdeutlichen die französischen In-
teressen.

18) Zitiert nach Henri Menudier a a. O , S 458



Die nationalen französischen Interessen soll-
ten von den anderen Partnern als europä-
isches Gesamtinteresse gesehen werden, wie 
Pompidou im Dezember 1971 erklärte: „Mit 
der Verteidigung des gemeinsamen Agrar-
marktes verteidigen wir nicht nur die franzö-
sischen Landwirte, die sich, das dürfen Sie 
mir glauben, sowohl auf mein Interesse, das 
ich ihnen entgegenbringe, als auch auf meine 
Beharrlichkeit verlassen können. Wir vertei-

digen aber auch das ganze europäische Ge-
bäude. Alle reden heute von Integration und 
von Zusammenschluß; aber nun will man das 
einzige Gebiet, auf dem diese Integration zur 
Zeit verwirklicht ist, erschüttern. Würde der 
gemeinsame Agrarmarkt tatsächlich erschüt-
tert, gäbe es — glauben Sie mir — keine 
Hoffnung mehr auf eine Wirtschafts- und 
Währungsunion 
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und keine Aussicht mehr auf 

eine politische Union." )  Es ist darum auch 
mehr als Zufall, wenn es gerade der als Inti-
mus Pompidous geltende Landwirtschaftsmi-
nister und jetzige Premierminister Jacques 
Chirac war, der im Sommer 1973 die Bundes-
republik eines engstirnigen Nationalismus 
zieh, Frankreich dagegen eine bessere „Euro-
papolitik" bescheinigte.
Auch im Bereich der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion, die gegründet wurde, „um ein be-
friedigendes Wirtschaftswachstum, Vollbe-
schäftigung und Stabilität innerhalb der Ge-
meinschaft gleichzeitig und gleichrangig zu 
gewährleisten, bei den bestehenden struktu-
rellen und regionalen Ungleichgewichten Ab-
hilfe zu schaffen, den Beitrag der Gemein-

>») AdG v. 3. Dezember 1972, S. 16803. 



schäft zur internationalen wirtschaftlichen 
und monetären Zusammenarbeit zu verstär-
ken und auf diese Weise eine Gemeinschaft 
der Stabilität und des Wachstums zu errich-
ten" 20) , trat Frankreich als-europäischer Pro-
motor im nationalen Gewände auf, weil 
Frankreich inzwischen stärker als die anderen 
vergleichbaren EWG-Partner Bundesrepublik 
Deutschland und Italien von der EWG ab-
hängig war, wie aus Tabelle 3 ersichtlich wird.

Bei der Errichtung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion machten sich die grundsätzlichen 
Differenzen der „Ökonomisten" und „Mo-
netaristen" bemerkbar21), deren jeweilige 
Hauptsprecher die Bundesrepublik und Frank-
reich waren. Nicht nur das deutsch-französi-
sche Verhältnis wurde durch diesen Konflikt 
einer erneuten Belastung ausgesetzt, sondern 
auch die unterschiedlichen Europavorstellun-
gen beider Staaten traten deutlich zu Tage. 
„Jede der beiden Regierungen (hat) dem Ziel 
der europäischen Integration bereitwillig ihre 
Reverenz erwiesen, wo es der eigenen wirt-
schaftspolitischen Lage zustatten kommt, und 
der Beschränkung der einzelstaatlichen Hand-
lungsautonomie dort entschlossenen Wider-
stand entgegengesetzt, wo eine Integration 
di
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e eigenen Zielvorstellungen beeinträchtigen 

könnte." )  So hoffte Frankreich insbesonde-
re aus dem zu bildenden Reservefonds umfan-
greiche Mittel zu erhalten, um seine Investi-
tionen zu erhöhen und keine weitere Arbeits-
losigkeit aufkommen zu lassen, während die 
Bundesrepublik mit ihren Zielvorstellungen 
eine importierte Inflation vermeiden wollte.

20) AdG v. 10. Februar 1971, S. 16060.
21) Vgl. Dieter Grosser, Politische Probleme einer 
europäischen Wirtschafts- und Währungsunion, in: 
PVS 1/71, S. 2 f., vgl. dazu auch Diethard B. Sim-
mert, Stabilisierungspolitische Konzeptionen — Zur 
Fiskalismus-Monetarismus-Kontroverse, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte, B 46—47'72
22) Jörg-Otto Spiller, Das Ende der National-
ökonomie, in: Dokumente 1/1971, S. 13.

23) AdG v. 6. April 1972, S. 17001.
24) Ziebura, a. a. O., S. 160.

Somit ist es nicht erstaunlich, wenn ange-
sichts der Differenzen der europäischen Part-
ner auch bei der französischen Regierung 
kein endgültiges Europakonzept vorhanden 
war. Auf seiner Pressekonferenz vom 
16. März 1972 erinnerte Georges Pompidou 
sehr stark an de Gaulle, als er in fast beschwö-
renden Worten von einem Vergleich mit den 
Staatengebilden USA, Sowjetunion, China 
ausging und betonte, daß sie alle, unabhängig 
von ihrem Ursprung, ihrem Alter und ihrer 
jüngsten Vergangenheit von einem Gefühl 
der nationalen Einheit und nationalen Leiden-

schäft durchdrungen seien. Wenngleich räum 
liehe Ausdehnung, Bevölkerungszahl, wirt 
schaftliche und militärische Macht für di 
Vereinigung Europas Anreize böten, so stän 
de doch die Geschichte dieser Entwicklunc 
entgegen, „insoweit nämlich diese euro

23

pä 
ischen Nationen alle eine jahrhundertalte Rea 
lität, eine Sprache, einen Nationalstolz und 
die Erinnerung an ihre feindselige Haltungei 
besitzen" ) . Damit war aber die französische 
Europakonzeption keineswegs klarer gewor 
den. Sie erschien den meisten Beobachten 
nur deshalb integrationsfreundlicher, weil 
Pompidou pragmatischer zu handeln schien 
und ihm die Visionen de Gaulles nicht la-
gen.
So wurde auch die französische Unterstüt-
zung für den britischen EWG-Beitritt als eine 
integrationsfreudige Haltung interpretiert, 
während doch sowohl hinter der französi-
schen als auch der deutschen Unterstützung 
vor allem nationale Interessen standen: „Pa-
radoxerweise hat auch diese Entwicklung (die 
Rückkehr Frankreichs zum nationalen Realis-
mus, d. V.) zu einer gewissen Annäherung der 
Standpunkte zwischen Bonn und Paris, insbe-
sondere in der Frage des britischen EWG-Bei- 
tritts, geführt. Allerdings sind die Motive 
nicht identisch: Während Pompidou in Groß-
britannien ein nützliches Gegengewicht zur 
Bundesrepublik sieht oder zu sehen glaubt, 
braucht Brandt Fortschritte in der Westeuro-
papolitik, um seine .Öffnung zum Osten' ab-
zusichern; er ist daher bereit, Frankreich im 
Rahmen der EWG Konzessionen zu ma-
chen." 24)

Das Referendum, das Pompidou der französi-
schen Bevölkerung zur Zustimmung über den 
britischen EWG-Beitritt unterbreitete, war der 
erste große Mißerfolg der Pompidouschen 
Außenpolitik und gleichzeitig der Wende-
punkt der französischen Europapolitik. Außen-
politisch sollte mit Hilfe des Referendums 
den anderen EWG-Partnern die besondere 
französische Legitimation des britischen 
EWG-Beitritts dokumentiert werden und 
innenpolitisch erhoffte man zum einen 
die Spaltung der Opposition — der Eini-
gungsprozeß der Linken sollte durch das so-
zialistische Europabekenntnis und die kom-
munistische Ablehnung verhindert werden - 
und zum anderen eine stärkere Stellung de 
Präsidenten. Die Formulierung des Referen-
dums für eine Zustimmung „in den neuen Per 



spektiven, die sich für Europa ergeben 25“ ), 
war zu vage und angesichts des nicht vorhan-
denen Europakonzepts Pompidous auch nicht 
geeignet, überwältigende Zustimmung in der 
französischen Bevölkerung zu erzielen. Des-
halb war es auch nicht weiter verwunderlich, 
wenn nur 10,8 Millionen Franzosen — das sind 
36,37 •/o der Stimmberechtigten 26 ) — sich für 
den britischen EWG-Beitritt aussprachen und 
damit Pompidou die von ihm erhoffte Legiti- 
mationsbestätigung versagten. Alfred Grosser 
versucht diesen Mißerfolg mit der außenpoli-
tischen Überbeanspruchung der Franzosen in 
der Nachkriegszeit — Indochinakrieg, deut-
sche Frage, Algerienkrieg — zu erklären ), 
und in der Tat rangierten innenpolitische Pro-
bleme wie Gesundheit, Bildung und
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auf der Prioritätenskala der Franzosen ).

30) Carl A. Ehrhardt, Europa nach der Gipfelkon-
ferenz, in: Außenpolitik Nr. 11/72, S. 637.
31) AdG v. 11. Juli 1969, S. 14798.

Nach diesem Mißerfolg ergriff der französi-
sche Staatspräsident erneut eine europapoliti-
sche Initiative, nachdem im August 1971 Prä-
sident Nixon durch die Washingtoner Wirt-
schaits- und Währungsbeschlüsse eine neue 
Runde im Verhältnis zwischen den USA und 
Europa eingeleitet hatte. Die Einberufung der 
Pariser Gipfelkonferenz durch Pompidou deu-
tete eine europapolitische Initiative der Fran-
zosen an, die aber nur als Begriff sowie als 
Fernziel für 1980 eine „Europäische Union" 
proklamierte, die aber konkrete Festlegungen 
der Teilnehmer geradezu verhinderte. Die 
französische Position wurde in Pompidous Er-
öffnungsansprache deutlich, als er sagte: „Es 
ist nicht natürlich, Staaten zu vereinigen, die 
die Jahrhunderte so geformt haben, daß sie 
eine sehr unterschiedliche Physiognomie er-
langt und häufig auseinanderlaufende Interes-
sen haben. Aber es gibt keinen anderen Weg 
für unsere Länder. Es ist unsere Pflicht, den 
grundlegenden europäischen Notwendigkei-
ten gerecht zu werden und dabei den unver-
meidlichen Interessenhandel durch eine kol-
lektive und konstruktive Aktion für die Lö-
sung derjenigen Probleme zu ersetzen, die 
sich für uns alle stellen. Möge die Tatsache, 
daß Sie heute in Paris alle versammelt sind, 
ein Zeichen setzen und eine Ermutigung für 
diejenigen sein, die wie ich an die Notwen-
digkeit glauben, ihr Schicksal in die H
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nehmen." ) Mit diesem platonischen Be- 

'1 Alfred Grosser, Apres le referendum, quelle po- 
tique exterieure? in: Etudes, Juni 1972, S. 837.
9 AdG v. 23. April 1972, S. 17041.
3 Grosser, ebenda.
s,gh LExpress V 17.—23. September 1973, 

" AdG v. 20. Oktober 1972, S. 17415.

kenntnis zu Europa waren die Franzosen nun 
in der Vorhand und „fingen in gleiche Rich-
tung weisende, im einzelnen oft konkreter an- 
gesprochene, in der Zielbündelung aber nicht 
auf eine solche Formel gebrachte Beiträge der 
anderen Regierungschefs bei den Bemühun-
gen um einen gemeinsamen Schlußtext da-
durch geschickt auf, daß man die Europäische 
Union zu einem Kristallisationspunkt mach-
te" 30 ).

2. Frankreichs Beziehungen zu den USA 
und der NATO

Die französisch-amerikanischen Beziehungen 
während der Präsidentschaft Pompidous sind 
durch eine einer Wellenbewegung gleichende 
Entwicklung gekennzeichnet. Verbesserungen 
wurden durch Spannungen abgelöst — und 
umgekehrt. Die noch unter de Gaulle einge-
leitete und durch den Amtswechsel John-
son—Nixon geförderte Verbesserung des 
amerikanisch-französischen Verhältnisses 
sollte sich unter Pompidou zunächst fortset-
zen, der in seiner ersten Pressekonferenz zu 
diesem Thema folgendes erklärte: „Die kürzli-
chen Gespräche zwischen Präsident Nixon 
und General de Gaulle in Paris haben eine 
Wendung herbeigeführt oder jedenfalls die 
Dinge ins rechte Licht gerückt. . . Bei der ge-
genwärtigen Lage in der Welt betrachtet 
Frankreich sich nicht nur weiterhin als 
Freund der Vereinigten Staaten, sondern auch 
als Verbündeter. Diese Allianz muß im Rah-
men des Atlantikpakts und außerhalb jeder 
Organisation vom Typ der NATO gepflegt 
werden. Frankreich ist der Ansicht, daß jedes 
der beiden Länder im Rahmen der übernom-
menen gegenseitigen V
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erpflichtungen seine 

Handlungsfreiheit hat." )

Dieser Anspruch auf Handlungsfreiheit war 
während der Präsidentschaft Pompidous das 
von de Gaulle übernommene Leitmotiv der 
französischen Außenpolitik und sollte insbe-
sondere die französisch-amerikanischen Be-
ziehungen beeinflussen. Sie hinderte Frank-
reich nicht, engere Beziehungen mit der At-
lantischen Allianz einzugehen, die sich darin 
zeigten, daß zwischen dem französischen Ge-
neralstabschef Fourquet und dem NATO- 
Oberkommandierenden für Europa, General 
Lemnitzer, eine Kontingentplanung über die 
zwei in Deutschland stationierten französi-
schen Divisionen vorgenommen wurde; daß 30



die Beziehungen zwischen den NATO-Stäben 
und den französischen Stäben intensiviert wur-
den; daß Frankreich am NATO-Frühwarn- 
system NADGE und auch an der gemeinsamen 
Verteidigungsplanung teilnahm und auch mit 
NATO-Einheiten gemeinsame Manöver durch-
führte 32) . Somit bewegte sich Frankreichs 
NATO-Politik auf der Stufe eines kritischen 
Verbündeten, der zwar nicht in der integrier-
ten Organisationsstruktur mit den anderen 
NATO-Staaten zusammenarbeitete, aber doch 
eine aktivere Kooperation betrieb als zu den 
Zeiten de Gaulles. Die politische Führung in 
Paris hatte erkannt, daß die von de Gaulle 
kurzfristig praktizierte Strategie der Verteidi-
gung in alle Himmelsrichtungen nicht glaub-
haft vertreten werden konnte. Damit blieb als 
einzige Alternative die schrittweise Annähe-
rung an die NATO unter gleichzeitiger Be-
hauptung der nationalen Unabhängig-
keit 33 ).
Parallel zu dieser Annäherung an die NATO 
verlief auch die Verbesserung der amerika-
nisch-französischen Beziehungen. Zwar hatte 
Pompidou in seiner Pressekonferenz vom 
2. Juli 1970 die USA wegen des Vietnamkrie-
ges noch einmal heftig kritisiert, doch mit 
den zunehmenden amerikanischen Bemühun-
gen, den Vietnamkonflikt zu beseitigen, ent-
fiel auch diese Belastung des französisch-
amerikanischen Verhältnisses. Während sei-
nes — im übrigen einzigen — Staatsbesuches 
in den USA im Februar 1970 sprach sich Pom-
pidou für die Anwesenheit der amerikani-
schen Truppen auf dem europäischen Konti-
nent aus — eine Forderung, die er später mehr-
mals wiederholen sollte. Damit entfernte er 
sich von de Gaulle, der zwar in seinem Kon-
zept auch noch von einer vorläufigen Anwe-
senheit der Amerikaner in Europa ausging, 
jedoch diese offiziell nicht wünschte. Die po-
litische Führung des Postgaullismus hatte er-
kannt, daß durch die zunehmende partielle 
Kooperation der beiden Supermächte Tenden-
zen für eine eventuelle Neutralisierung Mittel-
europas entstanden und sich damit für Frank-
reich eine unerwünschte außenpolitische Ent-
wicklung anbahnen könnte. Aus diesem 
Grund unterstützt auch heute noch Frank-
reich die Anwesenheit der Amerikaner auf 
dem europäischen Kontinent.

Die sich verbessernden französisch-amerika-
nischen Beziehungen wurden allerdings durch

32) Vgl. Kohl, a. a. O„ S. 148.
33) Vgl. das französische Verteidigungs-Weißbuch. 
Auszüge in deutsch abgedruckt in: Europa-Archiv 
Nr. 22/1972, S. D 533 ff. 

den „Währungsschock" von Washington 1971 
jäh unterbrochen, als die USA die Nichtkon-
vertierbarkeit des Dollars, die Verweigerung
der Konvertierbarkeit der Sonderziehungs-
rechte und eine zusätzliche lOprozentige Im 
portabgabe durchsetzten34 ). Diese einseitigen
amerikanischen Maßnahmen belasteten das
amerikanisch-europäische Verhältnis in ei-
nem bisher unb 35ekannten Ausmaß 5), wo-
durch sich Staatspräsident Pompidou an Ted
Roosevelts Politik des „big stick" erinnert 
fühlte 36). Das grundsätzliche Mißtrauen der
Franzosen gegenüber den Amerikanern, das 
nicht nur kennzeichend für die Gaullisten, 
sondern für einen Großteil der französischen 
Bevölkerung ist, wurde erneut geweckt. Dar-
aus erklärt sich auch die besondere französi-
sche Haltung im protokollarischen Bereich 
gegenüber den USA. Während die anderen 
europäischen Regierungschefs nach Washing-
ton reisten, mußte Nixon dem französischen 
Präsidenten sowohl im Dezember 1971 auf 
den Azoren als auch im Juli 1973 in jenem 
„gottverlassenen Ort" (Nixon) Keflavik auf 
Island entgegenkommen. „Während die ande-
ren Regierungen ihre Gegensätze zu Wa-
shington möglichst diskret behandeln, sichert 
Frankreich seinen .Fragen' — die einer pole-
mischen Widerlegung gleichkommen —
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Publizität." ) So begann bereits wieder Mit-
te 1971 eine Verschlechterung des amerika-
nisch-französischen Verhältnisses, die ihren 
Höhepunkt aber erst nach dem Nuklearpakt 
der beiden Supermächte und dem 4. Nahost-
krieg erreichen sollte.

34) Vgl. AdG v. 21. August 1971, S. 16474 f.
35) Vgl. Dieter Dettke, Probleme der amerikanisca 
westeuropäischen Beziehungen, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, B 10/73.
36) Vgl. Pompidou auf seiner Pressekonferenz v. 
23. September 1971, in: Informationsblätter Nr. 92 
v. 8. Oktober 1971, S. 4.
37) Frangois Bondy, Frankreich im Bremserhäuschen, 
in: Die Zeit, Nr. 25 v. 15. Juni 1973, S. 6.
38) Gilbert Ziebura, Frankreichs und Deutschlands 
Ostpolitik — Konvergenz oder Divergenz? in: Do 
kumente, Nr. 1/1971, S. 39.

3. Osteuropa — enttäuschte Hoffnungen

Die große Offensive Charles de Gaulles, als 
Mittler zwischen Ost und West in die Ge-
schichte eingehen zu können, erlebte 1966 ih-
ren Höhepunkt in der Verbesserung der Be-
ziehungen zu Osteuropa. Doch „das bisherige 
Ergebnis der französisch-sowjetischen Bezie-
hungen stand in keinem Verhältnis, weder 
was den politischen noch was den wirtschaft-
lichen Effekt betraf, zum investierten Auf-
wand" 38 ). Pompidous Ostpolitik stand unter 



einem anderen Vorzeichen als die de Gaulles, 
zumal sich auch die Voraussetzungen geän-
derthatten. Konnte Frankreich unter de Gaul-
le als politischer Pionier eine Rolle in der 
Öffnung nach Osten spielen und insbesondere 
noch als Vertreter der deutschen Interessen 
auftreten — und damit gleichzeitig der Bun-
desrepublik ihre geringere politische Bedeu-
tung dokumentieren —, so wurde mit der Ost-
politik der sozial-liberalen Koalition die Vor-
zugsstellung der Franzosen abgebaut; seitdem 
stellt Frankreich für die sowjetische West-
politik nur noch einen Faktor unter anderen 
dar.

Pompidou hatte diese veränderte Situation 
schnell erkannt und versuchte mit Hilfe ver-
besserter Beziehungen zu Osteuropa Frank-
teichs Industrialisierungsprozeß durch eine 
Stärkung des Exports zu fördern, ökonomi-
sche Stärke, so hatte es die Bonner Wäh- 
rungskonferenz vom November 1968 den 
Franzosen bewiesen, bedeutete gleichzeitig 
politische Macht, die Pompidou durch seine 
Ostpolitik für Frankreich zurückgewinnen 
wollte. Es fällt in diesem Zusammenhang auf, 
daß Pompidou während seiner knapp fünfjäh-
rigen Amtszeit mit Breshnjew dreimal in der 
Sowjetunion und zweimal in Paris zusammen-
traf, während er mit dem amerikanischen Prä- 
'identen in der gleichen Zeit nur dreimal, 
darunter nur einmal in den USA, zusammen- 
trat Es ist auch kein Zufall, daß Breshnjew 
und Gierek Frankreich als erstem westlichen 
bild einen Besuch abstatteten.

Neben den ökonomischen Zielen verfolgte 
Frankreich die Absicht, seinen „Weltmacht- 
Mus mittlerer Größe" von der UdSSR bestä- 
igen zu lassen. In dem am 13. Oktober 1970 
anläßlich Pompidous Moskau-Besuch verab- 
Ihiedeten französisch-sowjetischen Kommuni- 
We wurde erklärt, daß sich Frankreich und 
ie Sowjetunion gemeinsam von dem Wunsch 
slten lassen, „einen Beitrag zur Aufrechter- 
hdltung des Friedens in allen Teilen der Welt 
tu leisten und sich der Verantwortung be- 
•ußt sind, die sich daraus für Frankreich und 
-e Sowjetunion als ständige Mitglieder des 
cherheitsrats der Organisation der Verein-

Nationen ergibt. . . Frankreich und die 
°*jetunion werden ihre politischen Konsul- 
ätionen in bezug auf die wichtigsten interna- 
Joelen Probleme, die für beide Seiten von 
"Wesse sind, weiter ausbauen und vertiefen, 

ehe Konsultationen werden umfassen: die 
"Wicklung der Lage in Europa sowie die 

Entspannung und die Sicherheit auf dem Kon-
tinent und in allen Teilen der Welt, 
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wo die 

Sicherheit der Welt bedroht ist." )

Damit wurde Frankreichs weltpolitische Rolle 
von der Sowjetunion in einem Augenblick 
anerkannt, in dem durch den Abschluß des 
deutsch-sowjetischen Vertrages vom August 
1970 auch die deutsch-sowjetischen Beziehun-
gen eine qualitative Änderung erfuhren. Das 
alte sowjetische Ziel, die Einigkeit der West-
mächte zu stören — bereits unter Stalin u
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nd 

Molotow vergeblich versucht )  —, sollte un-
ter Breshnjew durch die enge Kooperation der 
UdSSR mit ausgewählten europäischen Staa-
ten erreicht werden. Doch der Abschluß eines 
sowjetisch-französischen Vertrages, den 
Breshnjew bei seinem Paris-Besuch im Okto-
ber 1971 geplant hatte, scheiterte an Pompi-
dou, der lediglich zu einer Unterzeichnung 
der Grundsätze der französisch-sowjetischen 
Zusammenarbeit bereit war, in der sich 
Fran
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kreich noch einmal von der Sowjetunion 

seine weltpolitische Rolle bestätigen ließ ).  
Andererseits gab Frankreich der Sowjetunion 
die Zustimmung für einen schnellen Beginn 
der Europäischen Sicherheitskonferenz, aller-
dings mit der Vorbedingung der Ratifizierung 
des Berlin-Abkommens Und der Lösung der 
damit verbundenen deutschen Probleme. Für 
Frankreich war jedoch das Abkommen über 
die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit der 
Sowjetunion wichtiger. Mit diesem Abkom-
men sowie dem Vertrag zwischen dem staatli-
chen Konzern Renault und der Sowjetunion 
wurden die zahlreichen, bereits unter de 
Gaulle geschlossenen Handelsabkommen 42 ) 
erweitert. Auch mit der Volksrepublik Polen 
wurde eine aktive Außenwirtschaftspolitik 
betrieben, die anläßlich des Gierek-Besuches 
in Paris mit dem Abschluß eines sich' über 
zehn Jahre erstreckenden Abkommens über 
wirtschaftliche, industrielle, wissenschaftliche 
und technische Zusammenarbeit ihre Bedeu-
tung für die französische Exportindustrfe do-
kumentierte. Wie wenig erfolgreich aber — 
gemessen am politischen Aufwand — im Ver-
gleich mit den westeuropäischen Staaten die 
französische Ostpolitik auf dem Exportsektor 
tatsächlich war, geht aus den Tabellen 4 und 
5 hervor.

39) AdG v. 14. Oktober 1970, S. 15801.
40) Vgl. Woyke, Nieder, Görtemaker, Sicherheit für 
Europa?, Opladen 1974, S. 61 ff.
“41) Vgl. AdG v. 1. November 1971, S. 16653.
42) Ziebura, a. a. O., S. 41.





$0 konnten z. B. die Franzosen ihre Lieferver-
pflichtungen ihres Farbfernsehsystems „Se- 
cam" aufgrund technischer Schwierigkeiten 
ucht einhalten. Auch das Abkommen von Re-
nault mit der Sowjetunion, das dem französi-
schen Konzern Aufträge im Wert von etwa 
400 Millionen DM erbrachte, muß im Ver-
gleich mit der amerikanischen und vor allem 
auch der westdeutschen Konkurrenz gesehen 
werden, die um einiges besser bedient wur-
de“): „Seit 1965 liegt der russisch-deutsche 
Außenhandel beträchtlich über den französi-
schen Zahlen. Seit 1972 hat sich der deutsche 
Vorsprung im Vergleich zum französisch-rus-
sischen Warenaustausch noch erheblich ver-
größert, und 1973 wurden ausgerechnet die 
USA zum größten Lieferanten der UdSSR." 44 ) 
So hat Frankreich durch seine Ostpolitik 
nicht den Verlust seiner Rolle als privilegier- 
ter sowjetischer Gesprächspartner verhindern 
können. Gleichzeitig mußte es erleben, daß 
auch die langfristigen Wirtschaftsabkommen 
seine Garantie für steigende Exporte sind.

t Mittelmeer und Nahost — Die Verfolgung 
traditioneller Interessen

Nicht erst die jüngste Haltung Frankreichs 
gegenüber den arabischen Staaten macht dem 
Beobachter die Differenz zu den anderen eu-
ropäischen Staaten deutlich. Bereits zu Zeiten 
de Gaulles betrieb Frankreich eine aktiv-ei-
genwillige Nahost- und Mittelmeerpolitik, die 
sich von der der anderen europäischen Staa- 
ten z. T. erheblich unterschied und die mit 
ler Verurteilung Israels durch de Gaulle nach 
lern Sechs-Tage-Krieg von 1967 ihren Höhe-
punkt erreichte.
Pompidous Mittelmeer- und Nahostpolitik 
muß unter mehreren Gesichtspunkten gese-
hen werden. Primär suchte Frankreich unter 
her Aufrechterhaltung des Gleichgewichts im 
Mittelmeer seine nationalen Interessen zu 
wahren, wie Pompidou in seiner ersten Pres-
sekonferenz als Staatschef ausführte: 
• muß Frankreich seine eigenen morali- 
sollen und materiellen Interessen verteidigen, 
hie im ganzen Mittelmeerraum beträchtlich 
Md sehr verschiedener Natur sind und be- 
sonders dur
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ch die guten alten und erneuerten 
Beziehungen bedingt sind, die wir mit den 
iabischen Nationen unterhalten" ).  In der 
Dahostpolitik sah die französische Diplomatie 
'M allem eine Möglichkeit, den Anspruch ei- 

"Vgl. Klaus-Peter Schmid, Allianz ohne Ver- 
™«en, in: Die Zeit, Nr. 12 v. 15. März 1974, S. 7.

I Ebenda.
1 AdG v. 10. Juli 1969, S. 14797.

ner Weltmacht mittlerer Größe aufs Neue be-
stätigen zu lassen. Der Vorschlag zur Lösung 
des Nahostkonflikts im Rahmen der vier 
Großmächte USA, UdSSR, Großbritannien und 
Frankreich war der Versuch, wiederum grö-
ßeres Gewicht im Kreise der Weltmächte zu 
erlangen — ein Unterfangen, dessen Kontinui-
tät nicht erst seit de Gaulle zu beobachten ist. 
Gleichzeitig sollte mit dieser Rolle eine Ab-
grenzung gegenüber den anderen westeuro-
päischen Staaten, insbesondere der Bundesre-
publik, erfolgen.

Französische Interessen gegenüber dem Na-
hen Osten machten sich aber insbesondere 
auf wirtschaftlichem Gebiet im Export franzö-
sischer Erzeugnisse in den Orient — und hier 
spielt die Waffenhandelspolitik eine nicht un-
bedeutende Rolle — sowie dem Import von 
Erdöl aus den nordafrikanischen und arabi-
schen Staaten bemerkbar. Außerdem betrieb 
Frankreich in den ehemaligen nordafrikani-
schen Kolonien eine aktive Kulturpolitik, von 
der es sich langfristige Erfolge erhoffte.

Schließlich sollen noch die militärischen In-
teressen erwähnt werden, die Frankreichs 
Mittelmeerpolitik erklären. Mit dem Aufkreu-
zen sowjetischer Atom-U-Boote vor der fran-
zösischen Mittelmeerküste wurden Frankreich 
erstmals die Gefahren einer unmittelbaren Be-
drohung bewußt. Die von de Gaulle aus dem 
Mittelmeer in den Atlantik abgezogenen Flot-
teneinheiten wurden unter Pompidou in das 
Mittelmeer zurückverlegt, um einmal die fran-
zösische Mittelmeerküste zu schützen und zum 
anderen der wachsenden sowjetischen, aber 
auch der 6. amerikanischen Flotte entgegenzu-
treten46 ). Die Bedeutung des Mittelmeers so-
wie gute Beziehungen mit den Anrainerstaaten 
machte Pompidou während einer Rede in Tou-
lon im Juni 1971 deutlich, als er u. a. ausführte: 
„Nun ist aber das Mittelmeer für uns von gro-
ßer Bedeutung, nicht nur, weil unsere Mittel-
meerküste lang ist, sondern auch, weil wir 
enge und freundschaftliche Beziehungen mit 
fast allen Anrainern haben. Das Mittelmeer is

47

t 
für uns der Weg nach Afrika und insbesondere 
nach Nordafrika und daher hat unter allen 
Aspekten Frankreich im Mittelmeer eine Rolle 
zu spielen und seine Position zu wahren." )
Frankreichs Rolle im Mittelmeerraum ist vor 
allem aber ökonomischer Natur. Frankreich 
hat gegenüber der arabischen Welt eine füh-
rende Exportstellung mit einer Aus

43)

fuhr im 

46  Vgl. die Pressekonferenz Pompidous vom Ja-
nuar 1971, in: AdG v. 22. Januar 1971, S. 16009.
47) AdG v. 25. Juni 1971, S. 16365.



Wert von 1 567 Millionen US-Dollar (1972) 
oder mehr als einem Viertel des Gesamtex-
ports in den arabischen Raum, der von den 
USA, Kanada, der Bundesrepublik, Italien, 
Großbritannien, Frankreich, den Niederlanden 
und der Schweiz getätigt wird48 ). Darüber hin-
aus ist Frankreich für den Ausbau seiner In-
dustrie auf die Einfuhr verschiedener Rohstof-
fe, insbesondere des Erdöls, aus den arabi-
schen Staaten angewiesen, so daß mit der 
Ausfuhr von Waffen — die Lieferung von 100 
Düsenflugzeugen des Typs Mirage an Libyen 
ist das beste Beispiel dafür498) — der Import 
von Rohstoffen bezahlt werden kann.

der Veröffentlichung des Weißbuches di»
”) Walter Schütze, Kritische Anmerkungen zu,
Verteidigungs-Weißbuch, in: Europa-Archiv N
22/1972, S. 786.
”) Vgl. Kohl, a. a. O„ S. 163.
”) Vgl. Informationsblätter Nr. 78, S. 2.
54| Le Monde v. 8. Oktober 1970.
5*J Vgl. Le Monde v. 1t. September 1970.
56| Französisches Verteidigungs-Weißbuch •vom *
Juni 1972, a. a. O„ S. D 537.

Vor diesem Hintergrund muß auch die franzö-
sische Haltung gegenüber Israel gesehen wer-
den. Das bereits unter de Gaulle ausgespro-
chene Waffenembargo gegenüber Israel wur-
de auch unter Pompidou fortgesetzt. Zwar 
wurde formal das Recht des Staates Israel auf 
Existenz innerhalb gesicherter und anerkann-
ter Grenzen betont, gleichzeitig aber durch 
die Waffenhandelspolitik mit den Feindstaa-
ten Israels dieses Existenzrecht partiell in 
Frage gestellt. Von israelischer Seite wurde 
auch die französische Forderung nach Räu-
mung der im Anschluß an den Sechstagekrieg 
besetzten Gebiete als Infragestellung seiner 
Existenz angesehen.

5. Sicherheitspolitik —
Die partielle Rückkehr zur Realität

Die französische Sicherheitspolitik kann zum 
einen unter dem Aspekt der Verteidigungs- 
und Bündnispolitik und zum anderen unter 
dem der Rüstungskontroll- bzw. Abrüstungs-
politik dargestellt werden. Ausgangspunkt 
für das für die Gaullisten so wichtige Gebiet 
der Verteidigung — dessen Bedeutung durch 
die Übernahme Michel Debres ebenso wie 
durch die Heraufstulung zum Staatsministe-
rium betont wurde — ist der Schlüsselbegriff, 
daß Frankreichs Verteidigungsbeitrag »ä sa 
mesure" vorgenommen wird — eine Aus-
sage, die der französischen Regierung alle 
Möglichkeiten offenließ
Die Grundzüge der französischen Verteidi-
gungspolitik, erstmals im 1972 veröffentlich-
ten Weißbuch zur Verteidigung offenge-
legt50 ), lassen sich auf drei Grundthesen re-

,8J Vgl. Neu« Zürcher Zettunq, v 23. April 1974 
S. 5.
40) Vgl. Walter Schütze, Der Mahgrb im interna-
tionalen Kräftefeld, in: Europa-Archiv Nr 11 1971 
S. 391.
50) In Auszügen abgedruckt in: Europa-Archiv Nr 
22/1972, S. D 533 ff.

duzieren: »1. Frankreich benötigt volle nat 
nale Ermessensfreiheit, daraus folgt: 2. Frar 
reich treibt eine Politik des non-alignment 
was hier nicht Blockfreiheit bedeutet, sonde 
die Weigerung, sich von de

51

r Führungsmac 
des Bündnisses Entschlüsse aufzwingen 
lassen; daraus wiederum folgt 3. Frankrei 
lehnt uferlose Bindungen, etwa durch die A 
tomatik integrierter Systeme, gleich 
NATO oder Europäische Gemeinschaft, 
und besteht darauf, seine Verpflichtungen 
Europa seien Funktionen der politischen Ui 
stände.“ )
Auch unter Pompidou nahm die „force de di 
suasion“ eine überragende Position ein, del 
in ihr wurde nach wie vor der Garant der n 
tionalen Unabhängigkeit gesehen. Die in d 
zweiten Hälfte der sechziger .Jahre entwickel 
Strategie von der Proportionalität der A 
schreckung war eine Funktion der außenpol 
tischen Ziele de Gaulles. Für Frankr

52

eich wu 
de es immer wichtiger, seine Unabhängigke 
zu erhalten und sich nicht in einen Konflil 
hineinziehen zu lassen. Höhepunkt dieser En 
Wicklung war die Strategie der „döfense 
tous azimuts", eine Art bewaffneter Neutral 
tät, die nur als Zusatz zur politischen Unat 
hängigkeit Frankreichs verstanden werde 
konnte. Doch bereits 1968 ordnete de Gaul! 
eine Überprüfung der französischen Strateg; 
an, die schließlich zu einer Annäherung al 
die NATO-Doktrin der „flexible response 
führte ).
Der Annäherung an die NATO-Doktrin wurde 
auch in dem 1970 verabschiedeten 3. Militär- 
Programm, das für die Jahre 1971 bis 1975 
ten soll, Rechnung getragen. Zum erstenmal 
wurden wesentliche finanzie

53

lle Mittel für die 
taktische Atombewaffnung zur Verfügung ge 
stellt. Das Militärbudget, das für diese fün 
Jahre einen Betrag von 168,5 Milliarden Ü 
vorsieht ), gibt der strategischen Nuklearrü 
stung mit 30,9 Milliarden fr von insgesamt 
93,5 Milliarden fr den Vorrang54 ). Für dis 
taktische Atombewaffnung war mit knapp 21 
Milliarden fr ein Betra

55

g vorgesehen, den di* 
beiden vorangegangenen Programme nicht im 
entferntesten erreichten ). So gilt auch nach



Fourquet-Theorie von der Zusammenarbeit 
mit den Verbündeten im Konfliktfall fort. Die 
heutige französische Position lautet folgen-
dermaßen: „Für Frankreich gilt es die Konse-
quenzen zu ziehen, das heißt, sich selber eine 
Abschreckungstheorie zu geben, die auf ei-
nem nationalen Nuklearpotential beruht. Sei-
ne Stellung als nukleare Macht erlaubt es, ei-
nen Rüstungsstandard anzustreben, der nicht 
mit demjenigen der großen Mächte vergleich-
bar zu sein braucht, aber einen Stand, der mit 
den verfügbaren technischen, industriellen 
und finanziellen Hilfskräften erreichbar ist... 
Frankreich lebt in einem Gewebe von Interes-
sen, das über seine Grenzen hinausreicht. Es 
ist nicht isoliert. Westeuropa kann deshalb in 
seiner Gesamtheit nicht verhehlen, indirekt 
Nutzen aus der französischen Strategie zu 
ziehen, die einen stabilen und bestimmten 
Faktor der Sicherheit in Europa bildet. Die 
Option zugunsten der Nuklearstrategie war 
für Frankreich notwendig, sowohl weil sie 
heute die einzig wirklich wirksame ist, als 
auch weil es für uns keine Ersatzlösung gibt. 
Früher wurde die militärische Stärke unseres 
Landes an der Zahl gemessen, doch heute ge-
hört Frankreich zu den am schwächsten be-
völkerten mittleren Mächten, und im Atom- 
Zeitalter beruht die Glaubwürdigkeit der 
Wehrpolitik nicht mehr auf der Zahl.“ 56)  
Wie sehr die nationale Verfügungsgewalt 
über Atomwaffen, also das gaullistische 
.Dogma", weiterhin aufrechterhalten wurde, 
geht aus den mißglückten Versuchen über 
eine britisch-französische Atommacht her-
vor. Trotz zunehmender Übereinstimmung mit 
der konservativen Regierung Heath erklärte 
Pompidou, daß es nur möglich wäre, zu Ab-
sprachen auf dem Nukleargebiet zwischen 
Frankreich und Großbritannien zu kom- 
Ben57 ).

58) Walter Schütze, Frankreich und das Problem 
einer ausgewogenen Truppenverminderung in Ost 
und West, in: Europa-Archiv, Nr. 13/1970, S. 469.
50) Vgl. Woyke/Nieder/Görtemaker, a. a. O., S. 167.
60) Vgl. Maurice Delarue, Frankreich — für ein 
europäisches Europa, in: Außenpolitik Nr. 2/1974, 
S. 135 f.

ta Verlauf der internationalen Entspannungs-
politik, von Präsident Nixon als Ära der Ver-

handlungen bezeichnet, war es auch für 
Frankreich nicht länger möglich, sich außer-
halb dieser Entwicklung zu stellen. Die Ge-
spräche über die Begrenzung der strategi-
schen Rüstung zwischen den USA und der 
UdSSR, die erfolgreichen bilateralen Abma-
chungen der Bundesrepublik Deutschland mit 
den Staaten Osteuropas sowie das Zustande-
kommen des Berlin-Abkommens trugen dazu 
bei, daß die seit Jahrzehnten geforderte Euro-
päische Sicherheitskonferenz (KSZE) Gestalt 
annahm. Das Zustandekommen dieser Konfe-
renz wurde aber wiederum von den NATO- 
Staaten — mit Ausnahme Frankreichs — von 
den gleichzeitigen Verhandlungen über einen 
gegenseitigen Truppenabbau in Mitteleuropa 
abhängig gemacht. Den Franzosen erschien 
eine Truppen- und Rüstungsbeschränkung in 
Mitteleuropa nur sinnvoll, wenn sie zur Über-
windung der Blöcke und nicht zu ihrer Kon-
solidierung beitrügen: „Die Situation war also 
seit 1967 dadurch gekennzeichnet, daß die 
vierzehn Par

58

tner die strukturhaltenden, 
Frankreich dagegen die systemverändernden 
Elemente der beiderseitigen ausgewogenen 
Truppenverminderungen in den Vordergrund 
stellten.“ )

Der KSZE stand Frankreich von Anfang an 
also positiv gegenüber, wenngleich der fran-
zösische Außenminister Jobert während der 
Eröffnungssitzung der Außenminister nicht 
unbedingt diesen Eindruck erweckte59), weil 
er hoffte, die Blöcke mit Hilfe dieser Konfe-
renz überwinden zu können. An der grund-
sätzlich ablehnenden Haltung in der Frage 
der Truppenverminderung hat sich auch bis 
zum heutigen Tage nichts geändert. Die Ab-
wesenheit Frankreichs bei den Wiener MBFR- 
Gesprächen wird damit begründet, daß hier 
wiederum nur zwei Blöcke verhandeln und 
somit das eigentliche Problem nach französi-
scher Auffassung nicht gelöst werden könne.

IV. Frankreichs partielle Rückkehr zur gaullistischen Praxis
Die zweite Phase der Pompidouschen Außen-
politik, die durch eine Rückbesinnung auf 
gaullistisches außenpolitisches Handeln ge- 
kennzeichnet ist, begann um die Jahreswende 
1972/73 und ist eng mit dem Namen des Au- 
lenministers Michel Jobert verbunden. Insbe- 
sondere in zwei Stoßrichtungen vollzog sich 
"un die französische Außenpolitik. Einmal

"I Vgl. AdG v. 24. Mai 1971, S. 16279. 

spielt für die Unabhängigkeit Frankreichs und 
dam

60
it auch (nach französischer Auffassung) 

für die Unabhängigkeit Europas ) — insbe-
sondere gegenüber den USA — die Europapo-



litik die dominierende Rolle611). Zum anderen 
wird aufgrund des Wandlungsprozesses in 
der internationalen Energiepolitik, d. h., da 
die Rohstoffe produzierenden Staaten ein im-
mer stärkeres Gewicht erhalten, ein Aus-
gleich auf bilateralem Weg mit diesen Län-
dern gesucht.
Nachdem die Pariser Gipfelkonferenz im Ok-
tober 1972 nicht die von Frankreich erwarte-
ten Ergebnisse gebracht hatte und sich die 
partielle Zusammenarbeit der beiden Super-
mächte intensivierte, besann sich Frankreich 
wieder stärker auf die Konstante französi-
scher Außenpolitik — nämlich auf die natio-
nale Unabhängigkeit. Die einseitige amerika-
nische Erklärung, 1973 zum Jahr Europas zu 
deklarieren und die amerikanisch-europä-
ischen Beziehungen auf eine neue Stufe zu 
stellen; der sowjetisch-amerikanische Nukle-
arpakt vom Juni 1973; die Mißachtung aller 
Konsultationsregeln durch die Amerikaner, in 
der weltweiten Alarmübung vom 23. Oktober 
1973 am sichtbarsten; die Mißachtung der im 
französisch-sowjetischen Protokoll von 1970 
niedergelegten Konsultationspflicht durch die 
Sowjetunion während des Yom-Kippur-Krie- 
ges; das von Präsident Nixon gebilligte Jack- 
son-Nunn-Ammendment, wonach ab Novem-
ber 1975 US-.Truppen nur noch in dem Pro-
zentsatz in Europa bleiben sollen, zu dem die 
Europäer Devisenausgleich leisten — all die-
se Vorgänge haben die Franzosen bewogen, 
sich wieder stärker auf die nationale Unab-
hängigkeit zu besinnen. Insbesondere waren 
es aber die sich immer stärker erhöhenden 
amerikanischen Investitionen (vgl. Tabelle 
Nr. 6 und Nr. 7), durch die Frankreich die Un-
abhängigkeit Europas bedroht sah und 
sieht.

61) Ebenda.

Der europäische Integrationsprozeß, der nach 
französischer Auffassung zu einer euro-
päischen Emanzipation führen sollte, aber 
insbesondere durch die engen Bindungen eini-
ger EG-Staaten an die USA behindert wird, 
verlief nach französischer Auffassung parallel 
zu einem die Weltpolitik umwälzenden Ereig-
nis: der wirtschaftlichen Entkolonisierung der 
Dritten Welt. Aufgrund dieser Vorgänge er-
blickte die französische Diplomatie unter Mi-
chel Jobert „die greifbare Möglichkeit einer 
Neuverteilung der politischen Gewichte auf 
der Erde" *2), weil die wirtschaftliche Entkolo-
nisierung der Dritten Welt zwangsläufig zu 
Interessengegensätzen der beiden Super-
mächte führen müsse. Weil aber andererseits 
die französische Diplomatie die Dauerhaftig-
keit der russisch-amerikanischen Koexistenz 
zutiefst bezweifelte, trotzdem aber die Gefahr 
eines russisch-amerikanischen Kondominiums 
mit all seinen Folgen als politische Realität sah, 
ging die französische Außenpolitik von der 
Analyse aus, daß tür Europa hierin eine 
Chance läge, seine Unabhängigkeit zurückzu-
gewinnen.
Die Kritik, die insbesondere von Frankreich 
am „amerikanisch-sowjetischen Kondomi-
nium" (Pompidou) geäußert wurde, war haupt-
sächlich für die Staaten der Dritten Welt be-
stimmt, die dadurch zu einer engeren und 
aufrichtigeren Zusammenarbeit mit Europa im 
a

63
llgemeinen und Frankreich im besonderen 

ermuntert werden sollten ). Somit erklärt 
sich auch das schroffe Auftreten von Außen-

62) Klaus Arnsperger, Neue Konturen der Parise 
Außenpolitik, in: Süddeutsche Zeitung v. 16 17 Fe
bruar 1914
63) Vgl Herbert Kaufmann, Reflexions sur une 
plomatie franaise, in. Documents Nr. 2 1974, S. 

di- 
86



minister Jobert auf der Washingtoner Energie- 
Konferenz im Februar 1974: „Da Frankreich 
heute in allen Aktionen zu einer Neuvertei-
lung der Rohstoffquellen bereits Ansätze zu 
einer Neuverteilung der globalen Machtver-
hältnisse sieht, handelte Jobert letzten Endes 
nur in Einklang mit den von ihm zugrunde ge-
legten Prämissen seiner eigenen Politik. Zwei 
für die Pariser Diplomatie ausschlaggebende 
Gesichtspunkte kamen in Washington auf eine 
Weise zur Wirkung, die Frankreichs Reaktion 
vollkommen vorhersehbar machten:

1. Da Energiefragen unter den heutigen Um-
ständen die nationale Souveränität im glei-
chen Maß berühren wie früher die Verteidi-
gungsfragen, stand außer Frage, daß Frank-
reich sich einer Regelung anschließen würde, 
die aus französischer Sicht eine politisch 
nicht gerechtfertigte amerikanische Einwir- 
kungsmöglichkeit außerhalb bestehender In-
stitutionen wie etwa der OECD oder dem In-
ternationalen Währungsfonds geschaffen hät-
te.

2. Unverändert ist Paris der Auffassung, nur 
eine enge Abstimmung der europäischen Re- 
gierungen mit den europäischen Hauptliefe-
ranten für Erdöl, nämlich den Nahoststaaten, 

könne eine auf Dauer wirtschaftlich und poli-
tisch haltbare Grundlage der gesamten euro-
päischen Energieversorgung gewä 64hrleisten." ) 
Frankreich versuchte nun auf den guten Be-
ziehungen aufzubauen, die bereits unter de 
Gaulle mit der arabischen Welt entwickelt 
worden waren, und dementsprechend mehr 
als nur eine ökonomische Partnerschaft zu su-
chen — ein Faktum, das durch die Anwesenheit 
von arabischen Ministern auf der Kopenhage-
ner Gipfelkonferenz vom Dezember 1973 be-
stätigt wurde. Daß Frankreich hierbei natür-
lich auch vor allem nationale Interessen im 
Auge hat, wird deutlich, wenn man sieht, daß 
es gegenüber der arabischen Welt eine füh-
rende Exportstellung besitzt. Während die In-
dustriestaaten ger %ade 2,75 /  ihrer Gesamtex-
porte in den arabischen Raum schickten, die 
früheren Kolonialmächte Großbritannien und 

%
Italien 4°/o bzw. 4,71% exportierter, hatte 
Frankreich im Jahre 1972 mit 6,09 °/  die 
höchste Exportquote in den arabischen Be-
reich au 65fzuweisen ).

64) Arnsperger, a. a. O.
65) Vgl. Joseph Rosen, Die wirtschaftliche Abhän-
gigkeit der arabischen Länder vom Westen, in: 
Neue Zürcher Zeitung v. 23. April 1974, S. 5.



Aufgrund dieser Sonderstellung im arabi-
schen Raum erklärt sich auch das bilaterale 
Vertragssystem Frankreichs mit einigen Erd-
öl produzierenden Ländern, das unmittelbar 
nach dem Ausbruch der sogenannten Ölkrise 
unterzeichnet wurde.
Richard Löwenthal sieht in der französischen 
Nahostpolitik „ein Konzept, das zugleich in 
sich geschlossen, konsequent durchdacht und 
extrem unrealistisch ist. Es beruht auf der 
Vorstellung, daß Europa seine Energieversor-
gung nur sichern kann, indem es sich, ge-
stützt auf die arabischen Staaten, eine eigene 
quasi imperiale Einflußsphäre in Nordafrika 
und dem Nahen Osten schafft und zu di

66

esem 
Zweck mit den Sowjets um die Freundschaft 
der .progressiven' und mit den Amerikanern 
um die der (konservativen' arabischen Staaten 
konkurriert." ) Das Mißtrauen Frankreichs

66) Richard Löwenthal, Weiter auf Kollisionskurs? 
Frankreich und das westliche Bündnis, in: Die Zeit 
Nr. 16 v. 12. April 1974, S. 4. 

gegenüber dem amerikanisch-sowjetische 
Kondominium spiegelt sich auch in der Eure 
papolitik wider. Sicherlich, seit Jahren beken 
nen sich die Franzosen zu Europa. „Keine Mei 
nungsumfrage hat jemals darüber Zweite 
aufkommen lassen . . . Aber dieses Europa 
das sie errichten wollen, soll nicht nur al 
Europa unabhängig sein, so

67

ndern ihnen auc 
die Unabhängigkeit als Franzosen gewährte 
sten." )  Deshalb bedeutet für Frankreicl 
jede Europapolitik gleichzeitig Wahrung de 
nationalen Interessen, die zugleich als mi 
den europäischen Interessen identisch gese 
hen werden. Deshalb ist auch das Verhältni 
Europas zu den USA von einer solch großer 
Bedeutung und deshalb muß es aufgrund de 
unterschiedlichen Gewichtung der europä 
isch-amerikanischen Beziehungen — hier mu 
das Sicherheitsbedürfnis der Bundesrepublik
Deutschland mit dem potentiellen Konflikt'

67) Delarue, a. a. O., S. 136.



herd Berlin, auch nach Abschluß des Vier-
mächteabkommens, genannt werden — immer 
wieder zu Differenzen über die Europapolitik 
innerhalb der EG-Staaten kommen.

Gewiß, verbal haben sich die europäischen 
Staaten geeinigt — nicht zuletzt aufgrund der 
zunehmenden Inflation und der Währungskri-
se— auf die Einführung der Wirtschafts- und 
Währungsunion, „mit der versucht werden 
sollte, bis zum Ende der siebziger Jahre die 
Wirts

68

chafts- und Währungspolitik vollständig 
zu vergemeinschaften und somit für die EG 
eine stabilitätsorientierte Wachstumspolitik 
betreiben zu können" ). Doch Frankreichs 
Ausscheren aus dem gemeinsamen, sich un-
tereinander zu festen Wechselkursen beken-
nenden Kern der EG zu Beginn des Jahres 
1974 erschwert die Verwirklichung der auf 
den Gipfelkonferenzen gefaßten Beschlüsse. Es 
erwies sich erneut, daß nationale französische 
Interessen — und hier vor allem die Verbes-
serung der Zahlungsbilanz — Vorrang vor eu-
ropäischen Interessen hatten. Sicherlich ist 
Frankreich nicht das einzige EG-Land, das na-
tionale Interessen verfolgt, denn „die Rena- 
tionalisierung ist in den Worten und Handeln 
aller unserer Regierungen bereits im Gange. 
Ich sage aller, wenn auch die Verantwortun-
gen verschieden 69 verteilt sind." )

Die zweite Phase der Pompidouschen Europa-
politik wurde vor allem von der Furcht be-
stimmt, daß einerseits das amerikanisch-so-
wjetische Kondominium zu einem größeren 
Einfluß der beiden Supermächte in Europa 
führen könnte und daß andererseits die Ame-
rikaner sich „allmählich mit der Idee eines 
entwaffneten Mitteleuropas" 70 ) befreunden 
könnten. Die darauf folgende Neutralisierung 
Mitteleuropas und seine Umwandlung in eine 
Anzahl von Pufferstaaten wäre nach französi-
scher Ansicht nur durch die eigene Hand-
lungsfreiheit entgegenzuwirken. Deshalb 
lehnt Frankreich auch eine gemeinsame Ver-
teidigungspolitik ab, weil es in der Teilnahme 
der Bundesrepublik an den Wiener MBFR- 
Verhandlungen Tendenzen sieht, die zu dieser 

68) Claus Schöndube, Europa — Ende einer Hoff- 
nung? in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage 
zur Wochenz

6

<i>1.</i>

9)
eitung Das Parlament, B. 17/1974, S. 5. 

 So das italienische Mitglied der EG-Kommission, 
Altiero Spinelli, zitiert nach Schöndube, a. a. O., 

70) Marc Ullmann, Pompidous Angst vor den Deut- 
shen, in: Die Zeit, Nr. 49 v. 30. November 1973, S, 3.

Neutralisierung Mitteleuropas führen könn-
ten 71).

Es ist schwierig, diese französische Position 
zu verstehen, denn andererseits wandte sich 
Pompidou gegen jede Reduzierung der ameri-
kanischen Streitkräfte in Mitteleuropa, wäh-
rend doch Frankreich den USA gleichzeitig 
unterstellte, eine Hegemonialpolitik über Eu-
ropa zu betreiben ). Der Grund dafür liegt 
in dem für die Bundesrepublik besonders 
schwer verständlichen Drang, die eigene Un-
abhängigkeit zu bewahren. Deshalb wandte 
sich Frankreich auch immer wieder gegen 
Mehrheitsentscheidungen im EG-Ministerrat. 
So mutet uns es auch recht sonderbar an, daß 
die Außenminister der EG-Staaten am 23. Juli 
1973 vormittags zu Gesprächen in Kopenha-
gen im Rahmen des Davignon-Verfahrens zu-
sammentrafen und nachmittags als Rat der 
Europäischen Gemeinschaft ökonomische Pro-
bleme behandelten. Damit wurde deutlich, 
daß Frankreich zwar die Harmonisierung der 
Außenpolitik der EG-Staaten wünscht, daß sie 
aber nicht im Kompetenzbereich des Gemein-
schaftsorgans „Rat" liegen darf, sondern sich 
auf das Konsultationsverfahren der Außenmi-
nister beschränken muß. Es wurde klar, daß 
sich Frankreich nun entschlossen hatte, „zu-
erst außenpolitische Übereinstimmungen, eine 
gemeinsame Identität und ein gemeinsames 
Bewußtsein der Europäer (zu) schmieden — 
ehe es sich — und dafür gibt es keine Garan-
tie — den EG-Instituti

73
onsproblemen zuwen- 

det" ) .

71) Vgl. Herbert Humbert, Die Nation im Faden-
kreuz — Grundzüge der französischen Außenpolitik, 
in: Europa-Union/Europa-Zeitung Nr. 4/1974, S. 4.
72) Vgl. Lothar Rühl, Kissingers Lektion für die 
Europäer, in: Die Zeit Nr. 51 v. 14. Dezember 1973, 
S. 10.
73) Humbert, a. a. O.

Dem auswärtigen Beobachter präsentierte sich 
Frankreichs Außenpolitik am Ende der Pom-
pidou-Präsidentschaft als in sich durchaus lo-
gisch und konsequent. Die Ziele, die Frank-
reich insbesondere in der jüngsten Vergan-
genheit immer wieder so nachdrücklich be-
tont hat, sind grundsätzlich zu bejahen. Denn 
es ist tatsächlich zu bezweifeln, ob die ameri-
kanisch-europäischen Beziehungen auf die 
Dauer so eng bleiben und die Amerikaner 
immer bereit sein werden, sich in Westeuropa 
zu engagieren. Es fragt sich allerdings, ob die 
Art der Mittelanwendung der französischen 
Außenpolitik ihren Zielen so förderlich gewe-
sen ist, wie es sich die politische Führung un-
ter Pompidou erhofft hatte.



V. Giscard d'Estaings Außenpolitik

Eine am 11. April 1974, also während des Be-
ginns des Präsidentschaftswahlkampfes veröf-
fentlichte Meinungsumfrage zeigte, „daß zwar 
62 Prozent der Franzosen eine Neuorientie-
rung der Sozialpolitik wünschten, hingegen 
63 Prozent mit der von de Gaulle vorgezeich-
neten und von Pompidou beibehaltenen aus-
wärtigen Politik Frankreichs durchaus einver-
standen waren, deren Fortsetzung sogar aus-
drücklich guthießen. Nicht mehr als drei Pro-
zent der Wählerschaft werden ihre Entschei-
dung von außenpolitischen Erwägungen ab-
hängig machen." 74 ) Aus diesen Ergebnissen 
wird deutlich, daß fast zwei Drittel der fran-
zösischen Bevölkerung, also auch die Nicht-
wähler des Gaullismus, mit der von Pompidou 
betriebenen Außenpolitik übereinstimmten.

Nachdem nun mit Giscard d’Estaing ein Ver-
treter der Unabhängigen Republikaner 75 ) 
zum französischen Staatspräsidenten gewählt 
worden ist, muß nach Kontinuität und Wan-
del der französischen Außenpolitik gefragt 
werden.

Die Aussagen des Präsidentschaftskandidaten 
Giscard d’Estaing sowie die Aktionen des 
nunmehr amtierenden Staatspräsidenten Gis-
card lassen zwar noch keine grundsätzlichen 
Schlüsse über die von ihm zu praktizierende 
Außenpolitik zu; aber es werden bereits erste 
Tendenzen sichtbar, in denen sich bereits Un-
terschiede zu seinem Vorgänger zeigen. Die 
Konstante der französischen Außenpolitik — 
die nationale Unabhängigkeit — bleibt auch 
unter Giscard erhalten. So sagte z. B. der neue 
französische Premierminister Chirac in seiner 
Regierungserklärung, daß die nationale Unab-
hängigkeit das unantastbare Ziel der französi-
schen Politik bleibe7“). Ähnliche Aussagen

74) Klaus Arnsperger, Frankreichs Diplomatie bleibt 
im Gleis, in: Süddeutsche Zeitung v. 18’19. Mai 
1974.
75) Zum französischen Parteiensystem siehe Udo 
Kempf, Vom Vielparteiensystem zur Blockbildung — 
Das französische Parteiensystem, in: Aus Politik 
und Zeitgeschichte, B 9/73.
76) Vgl. Le Monde v. 7. Juni 1974, S. 5.

”) Vgl. L’Election presidentielle de mai 1974, hrsg 
in der Le Monde-Reihe: Dossiers et Documets, 
Mai 1974, S. 80.
78) Zitiert nach Süddeutsche Zeitung v. 1./2./3. Ja»* 1 * 78 
1974.
79) Vgl. Dossiers du Monde, a. a. O., S. 80.

— Versuch einer ersten Deutung

hatte Giscard bereits während des Präsident-
schaftswahlkampf 77es mehrfach gemacht ).
Die Unabhängigkeit soll vor allem gegenüber 
den USA gewahrt bleiben, von denen Frank-
reich als gleichberechtigter Partner anerkannt 
werden will, wie aus einem Schreiben des 
neuen Präsidenten an US-Außenminister Kis-
singer hervorgeht: „Ebenso wie Sie messe ich 
der Verstärkung der Zusammenarbeit größte 
Bedeutung bei, die sich natürlich nur erfolg-
reich entwickeln kann, wenn zwischen 
Frankreich und den USA die Grundlage der 
Gleichheit gewahrt bleibt.“ 78 ) Frankreichs 
erste außenpolitischen Aktionen gegenüber 
der NATO galten in erster Linie den USA. 
Das Beharren der Franzosen, die rechtliche 
Verpflichtung zur Konsultation innerhalb der 
NATO umzuwandeln in unregelmäßige, durch 
die Situation erforderliche Konsultationen 
der NATO-Partner, zeigt deutlich, daß auch 
unter Giscard und seinem neuen Außenmini-
ster Sauvagnargues die nationale Unabhän-
gigkeit weiterhin Priorität genießt. In ver-
pflichtenden Konsultationen wird von Frank-
reich eine Beeinträchtigung der nationalen 
und außerdem der europäischen Handlungs-
freiheit gesehen.
Auch in der Europapolitik will Frankreich 
seine Handlungsfreiheit behalten. Aber hier 
scheinen doch Unterschiede zur Außenpolitik 
Pompidous zu liegen. Anders als sein Vorgän-
ger bekennt sich Giscard zum Aufbau eines 
konföderativen Europas, d. h. zu dem Ver-
such, eine Europäische Union bis zum Jahre 
1980 zu schaffen, in der dann die heute noch 
nationalen politischen Entscheidungen getrof-
fen werden sollen79 ). Die Übernahme der 
Präsidentschaft im Ministerrat der EG durch 
Frankreich ab 1. Juli 1974 gibt der politischen 
Führung in Paris eine zusätzliche Möglich-
keit, eine aktive Europapolitik zu betrei-
ben.



Robert K. Furtak: Internationale Dependenzverhältnisse in West und Ost. 
Funktionen und Wirkungen der Monroe-Doktrin und Breschnjew-Doktrin

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 30-31/74, S. 3—17

Das internationale Staatensystem ist durch Dominanz-Dependenz-Verhältnisse struktu-
riert. Abhängigkeiten beruhen sowohl auf ökonomischen und wissenschaftlich-technolo-
gischen Disparitäten als auch auf solchen politischer, militärischer und kulturell-ideologi-
scher Natur. Die letzteren lassen sich insbesondere auch an Hand der Monroe-Doktrin 
und der Breschnjew-Doktrin aufzeigen, die das Verhältnis zwischen den USA und Latein-
amerika auf der einen Seite und der Sowjetunion und Osteuropa auf der anderen asym-
metrisch strukturieren. Die Asymmetrie liegt begründet im Anspruch der beiden Zentren 
auf den Vorbildcharakter ihrer politischen und sozioökonomischen Ordnungen und 
Wertesysteme, den sie mit Hilfe ihres militärischen Potentials durchzusetzen vermögen, 
dem sich indessen die peripheren Staaten ohne Zustimmung der Zentren nicht entziehen 
können. Diese Zustimmung ist solange nicht zu erwarten, wie die Zentren die Gleich-
artigkeit der inneren Ordnungen innerhalb ihres Hegemonialbereichs als notwendige 
Voraussetzung ihrer Sicherheit, aber auch ihrer wirtschaftlichen Prosperität betrachten.

Die Selbstbestimmung der Nationen Lateinamerikas bzw. Osteuropas reduziert sich dar-
auf, ihre Ordnungen so zu gestalten, daß sie dem jeweiligen Zentrum akzeptabel erschei-
nen. Das Prinzip der Nichteinmischung in innere Angelegenheiten hat nur solange Gel-
tung, wie nicht versucht wird, ein von den USA als „amerikanisch“ bzw. von der Sowjet-
union als „sozialistisch" qualifiziertes System von außen oder von innen mit militäri-
schen oder friedlichen Mitteln fundamental zu verändern.

Beide Doktrinen haben äquivalente, miteinander verschränkte Funktionen: eine präven-
tive Abschirmfunktion und eine Rechtfertigungsfunktion, die sich an Hand der diese 
Doktrinen konstituierenden Erklärungen wie auch am Beispiel der Intervention der USA 
in der Dominikanischen Republik und der sowjetischen Intervention in der Tschecho-
slowakei herausarbeiten lassen. Mit Hilfe der Doktrinen sind die USA und die Sowjet-
union in der Lage, Interventionen nicht nur als zu ihrem eigenen Schutz notwendig, son-
dern auch als im Interesse ihrer Peripherie stehend auszugeben und so sich selbst, der 
Peripherie und dem jeweiligen weltpolitischen Kontrahenten gegenüber zu rechtfertigen.

Wichard Woyke: Frankreichs Außenpolitik seit dem Rücktritt de Gaulles

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 30-31/74, S. 18—38

Frankreichs Außenpolitik seit dem Rücktritt General de Gaulles wurde nachhaltig von 
seinem Nachfolger Georges Pompidou geprägt, der ebenso wie de Gaulle Außenpolitik 
als „domaine reserv" ansah. Anders aber als de Gaulle handhabte Pompidou die fran-
zösische Außenpolitik pragmatischer und konzentrierte sich in den ersten Jahren auf 
Europa und die Mittelmeerpolitik. Gegenüber den USA und der NATO setzte er die 
bereits unter de Gaulle 1968 begonnene Annäherung fort, während Frankreichs Ost-
politik, insbesondere gegenüber der UdSSR, durch die der Bonner sozial-liberalen Koa-
lition in ihrer Bedeutung reduziert wurde.

Die Stagnation in der europäischen Entwicklung sowie die zunehmende partielle Koope-
ration der beiden Welthegemonialmächte USA und UdSSR bewirkte eine Rückbesinnung 
auf gaullistisches außenpolitisches Handeln. Aufgrund des Wandlungsprozesses in der 
internationalen Energiepolitik wurde verstärkt der Weg der bilateralen Verhandlungen 
eingeschlagen. Die nationale Unabhängigkeit stand nun wieder — auch zu Lasten Euro-
pas — im Vordergrund.- Inmitten dieses Umstrukturierungsprozesses wurde durch den 
Iod Pompidous die französische Diplomatie zwei Monate stillgelegt. Die ersten Aktionen 
unter dem neuen Präsidenten Giscard d-Estaing lassen aber bereits leichte Änderungen, 
insbesondere in der Europapolitik, erkennen.
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